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Wirtschaftsstatistische Schnellinformation 

Jüngster Monat Monatsdurchschnitt 

absolut Veränderung absolut Veränderung 
zum Vorjahr zum VorJahr 

(gleicher Monat) (gleiche Zeit) 
in% 1n% 

Verarbeitendes Gewerbe 1 Mal1985 Januar bis Mal 1985 

Beschäftigte 1000 165 + 1,0 164 + 1,4 
Geleistete Arbeiterstunden Mill. Std. 16 2,6 16 1,4 
Lohn- und Gehaltssumme Mill. DM 535 + 6,4 499 + 4,4 

Umsatz (ohne Umsatzsteuer) Mill. DM 3155 2,8 2 962 + 1.9 
Inlandsumsatz Mill. DM 2423 1,0 2307 + 1,1 
Auslandsumsatz Mill . DM 732 8,5 655 + 4,8 

Auftragseingang 
ausgewählter Wirtschaftszweige Mill. DM 1 803 + 23,2 1 691 + 4.4 

aus dem Inland Mill. DM 1 019 - 0,1 1 077 8,0 
aus dem Ausland Mill. DM 784 + 76,9 614 + 36,7 

Energieverbrauch 1000 t SKE 

Bauhauptgewerbe 2 

Beschäftigte 1000 40 - 17,6 39 - 17,6 
Geleistete Arbeitsstunden Mill . Std. 5 -29,3 3 -36,1 
Lohn- und Gehaltssumme Miii. DM 113 -26,3 79 - 31.4 

Baugewerblicher Umsatz (ohne Umsatzsteuer) Mill. DM 292 -24,3 198 -27,6 
Auftragsemgang 3 Mill. DM 231 - 19,3 182 - 18,0 

Baugenehmigungen 4 

Wohnbau Wohnungen 840 -30,4 733 -32,7 
Nichtwohnbau 1 000 m 3 umbauter Raum 383 -20.2 350 - 3,8 

Einzelhandel April1985 Januar bis April 1985 

Umsatz (einschl. Umsatzsteuer) Meßziffer 1980 .::. 100 109,8 + 0,8 102,7 - 0,7 

Gastgewerbe 

Umsatz (e1nschl. Umsatzsteuer) Meßziffer 1980 .::. 100 103,6 - 6,3 81,2 - 3,1 

Fremdenverkehr 5 

Ankünfte 1000 232 - 4,4 139 + 0,5 
Übernachtungen 1000 1 076 - 10,9 594 0,9 

Arbeitsmarkt Mai 1985 Januar bis Mai 1985 

Arbeitslose Anzahl 110 743 + 9,8 124 154 + 9,0 

Ausfuhr April 1985 Januar bis April 1985 

Ausfuhr Mill . DM 821,2 + 22,8 816,7 + 11 '1 
Ausfuhr ohne Schiffe Mill. DM 755,6 + 13,0 764,8 + 4,1 

Kredite 8 

Bestand am Monatsende 
kurzfristige Kredite Mill. DM 9 635 + 3,4 9 577 + 4,5 

mittel- und langfristige Kredite 7 Mill. DM 43074 + 5,8 42830 + 5,7 

1) Betriebe mit im allgerneman 20 und mehr Beschaftlgten Zur Methode s1ehe Stallstischen Benchi E I 1 
2) Zur Methode siehe Statlsl1schen Benchi E II 1 3) Nur Betriebe von Unternehmen m1t 20 und mehr Beschäftigten 
4) Nur Ernchtung neuer Gebäude 5) 10 Seherbergungsstätten m1t 9 und mehr Gastebetten (e1nschließhch Jugendherbergen, 
ohne Campmgplätze) 6) an Inlandische Unternehmen und Pnvate 7) e1nschheßhch durchlaufender Kred1te 
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Aktuelle Auslese 

Über 30 000 Studenten 

Im Sommersemester 1985 waren an 
schleswig-holsteinischen Hochschulen 
30 046 Studicrcndc, darunter 11406 Stu­

dentinnen, eingeschrieben. Das sind 1604 oder 6 Ofo 
mehr als im Sommersemester 1984. Dabei ist jedoch zu 
berücksichtigen, daß erstmalig die 1017 Berufstätigen 
an der Fernfachhochschule Rendsburg einbezogen wur· 
den; ohne sie beträgt die Zuwachsrate nur 2 o,o. Die Zahl 
der Studienanfänger ist dagegen um 8 % auf 1159 zu­
rückgegangen. 

An den Universitäten studierten 17 363 Studenten (Ver­
änderung gegenüber SS1984:+1%), davon 16378 
( + 0,3 °io) in Kiel und 985 ( + 21%) an der Medizinischen 
Universität Lübeck. An den beiden pädagogischen Hoch­
schulen ist der Studentenbestand um 13 % zurückge­
gangen; an der PH Aensburg studierten nur noch 708 
(- 12 Oo), in Kiel 1676 ( -14 OJo). An der Musikhoch­
schule Lübeck sind 343 ( + 1 %) Studenten immatri­
kuliert. 

Mit Ausnahme der Verwaltungsfachhochschule Alten­
holz, an der die Studentenzahl um 10% auf936 zurück­
gegangen ist, konnten die Fachhochschulen wieder einen 
starken Zuwachs verzeichnen: In Flensburg studierten 
826 Studenten, das sind 170/o mehr als im Vorjahr, an 
der Fachhochschule Kiel4 385 ( + 12 o;o), in Lübeck 1 870 
( + 13 %) und in Wedel 922 ( + 2 o,~). 

- Erste Anbauzahlen 
und Ernteaussichten 1985 

Auf einer Ackerfläche von knapp 600 000 
ha wurden nach den vorläufigen Ergebnissen der dies­
jährigen Bodennutzungshaupterhebung in ~.chleswig­
Holstc:in 371 000 ha Getreide:, 92 000 ha Olfrüchtc:, 
29 000 ha Hackfrüchte und 96 000 ha Ackerfutter­
pflanzen angebaut. 

Bei einer gegenüber dem Vorjahr insgesamt unveränder­
ten Getreidefläche ging der Anteil der Wintergetreide­
arten aufgrund ungünstiger Aussaatverhältnisse im 
Herbst 1984 und sehr hober Auswinterungsschäden er­
heblich zurück (Abnahme der Fläche: mit Wintergerste 
um 15% auf 111 000 ha, mit Winterweizen um 5% auf 
143 000 ha und mit Roggen um 5% auf 49 000 ha), 
während gleichzeitig die Anbaufläche der Sommergetrei­
dearten Sommergerste ( + 140 %) und Hafer (.t 38 %) 
auf je 32 000 ha stark anstiegen. Die Fläche mit Olfrüch­
ten - überwiegend Winterraps - nahm gegenüber 1984 

leicht um 1 %zu. Bei den Hackfrüchten-darunter 17 400 
ha Zuckerrüben und 4 500 ba Kartoffeln- setzte sich die 
langjährige Entwicklung mit einem weiteren Rückgang 
um 8 Oo fort. Dagegen erreichte der Silomais mit 53 000 
ha einen neuen Höchststand. 

Aufgrund der diesjährigen Anbauentwicklung und der 
Vorausschätzungen der amtlichen Erntcberichtserstatter 
rechnet das Statistische Landesamt in Schleswig-Holstein 
mit einer Getreideernte von 2,0 MiiL t. Sie dürfte um 
13% unter der Ernte des Vorjahres und 7% unter dem 
Durchschnitt der vorhergehenden sechs Jahre liegen. 
Von der Gesamtmenge entfallen voraussichtlich 1,2 Mill.t 
auf Brotgetreide und 0,9 Mill. tauf Futtergetreide. Für 
Raps und Rübsen lassen die Vorausschätzungen eine 
gegenüber dem ertragsschwachen Erntejahr 1984 höhere 
Gesamternte von 270 000 t erwarten. Die Zahlen können 
sich durch die Einflüsse der Witterung bis zur Ernte 
noch verändern. 

147 000 Betten 
in 4100 Heberbergungsbetrieben 

Nach der jüngsten Erhebung der Bc:her­
bergungskapa.zität gibt es in Schleswig­

Holstein rund 4 100 Beberbergungsstätten mit jeweils 
9 und mehr Betten einschließlich der 42 Jugendherber­
~en im Lande. Alle Betriebe zusammen verfUgen über 
tosgesamt 147 000 Betten. 

Gegenüber dem Vorjahr sind 204 Betriebe aufgegeben 
worden oder sind aus der statistischen Erfas~ung her­
ausgefallen, weil sie jetzt über weniger als 9 Betten ver­
fugen. Da nur 180 Betriebe neu eröffnet worden sind, 
hat sich die Gesamtzahl der Betriebe um 24 verringert. 
Auf den Bettenbestand hat sich die geringere Zahl von 
Betrieben allerdings nicht ausgewirkt. 

Die weitaus meisten Betten entfallen auf die Unterkunfts­
art "Ferienhaus, Ferienwohnung'\ zu der auch die 
Ferienzentren gerechnet werden. Insgesamt stehen 52 500 
Betten in Ferienhäusern oder Ferienwohnungen. Das 
sind etwas mehr als ein Drittel aller Betten in Betrieben. 
24 600 Betten sind in Erholungs- und Ferienheimen 
vorhanden. Dies entspricht einem Anteil von einem 
Sechstel an der Gesamtbettc:nkapazität. Ein weiteres 
Sechstel (22 700 Betten) der imgesamt vorhandenen 
Betten wird von Hotels angeboten. Die übrigen Unter­
kunftsarten verfUgen über folgende Kapazitäten: Hot eh 
garnis 20 800 Betten ( Bettenanteil: 14 Ofo), Gasthöfe 7 800 
Betten (5 Oo), Pensionen 7 400 Betten (5 o,o), Jugend­
herbergen 6 400 Betten ( 4 %) und Sanatorien 4 800 
Betten (3 %). 
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Die Vermögensbesteuerung 1980 

Methodische Vorbemerkungen 

Über die normalerweise dreijährliche allgemeine Fest­
setzung der Vermögensteuer (Hauptveranlagung) ist 
eine Bundesstatistik durchzuführen. Sie erlaßt die Ver­
hältnisse zu Beginn des Zeitraumes der drei Jahre. 
für den die festgesetzte Jahressteuer gilt. Über die 
Vermögensteuerstatistik 1974 wurde in Heft 9/1979 
dieser Zeitschrift berichtet. Die letzte Erhebung, deren 
Ergebnisse im folgenden dargestellt werden, wurde 
aufgrund der Hauptveranlagung 1980 m1t dem Stich­
tag 1. Januar durchgeführt. Alle notwendigen Angaben 
wurden dem Statistischen Landesamt aus dem auto­
matischen Veranlagungsverfahren der Finanzverwal­
tung anonym per Datenträger zur Verfugung gestellt. 

Die Vermögensteuerstatistik umfaßt alle veranlagten 
Vermögensteuerpflichtigen, die eine Steuererklärung 
abzugeben hatten. Steuerpflichtige sind zum einen 
n a t ü r I i c h e P e r so n e n , zum anderen folgende 
Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermö­
gensmassen als n i c h t n a t ü r I i c h e P e r s o n e n : 

- Kapitalgesellschaften (Aktiengesellschaften, Kom­
manditgesellschaften auf Aktien, Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung, bergrechtliche Gewerkschaf­
ten), 

- Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, 

- Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit. 

- sonstige juristische Personen des privaten Rechts, 

- nichtrechtsfähige Vereine, Stiftungen und andere 
Zweckvermögen des privaten Rechts, 

- Kreditanstalten des öffentlichen Rechts und 

- Gewerbebetriebe im Sinne des Gewerbesteuerge­
setzes von juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts. 

Für die Hauptveranlagung 1980 galt das Vermogen­
steuergesetz (VStG) in der Fassung vom 17. April 
197 4 (BGBI. I S. 949), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung und Vereinfachung des Einkorn-

mensteuergesetzes und anderer Gesetze vom 
18. August 1980 (BGBI. I S. 1537). Nach § 3 VStG 
bestehen zahlreiche Befreiungen von der Vermögen­
steuer. Unter anderem werden hier genannt: Bundes­
post, Bundesbahn. Staatsbanken, unmittelbar kirchli­
chen. gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken die­
nende Vermögensmassen. Personenvereinigungen 
und Körperschaften, unter best1mmten Voraussetzun­
gen Pensions-. Witwen- und Sterbekassen sowie Kran­
kenkassen, Berufsverbände ohne offentlieh-rechtli­
chen Charakter sowie das sonstige Vermögen der 
politischen Parteien und Vereine. Ferner smd Perso­
nengesellschaften nicht als solche vermögensteuer­
pflichtig, sondern ihr Vermögen wird den beteiligten 
Gesellschaftern (Mitunternehmer) zugerechnet und bei 
der Ermittlung deren individuellen Gesamtvermögens 
im Falle einer Veranlagung berücksichtigt. 

Wie auch bei anderen Steuern werden bei der Ver­
mögensteuer unbeschränkt und beschränkt Steuer­
pflichtige unterschieden. Unbeschränkt steuerpflichtig 
sind natürliche Personen, wenn sie im Inland einen 
Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, 
nichtnatürliche Personen, wenn ihre Gasehaftsleitung 
oder ihr Sitz im Inland hegt. Der unbeschränkten Steu­
erpflicht unterliegt das Gesamtvermagen der Veran­
lagten. Bei beschrankt Steuerpflichtigc;n unter1iegt nur 
das Inlandsvermögen der Steuerpflicht Unbeschränkt 
steuerpflichtige natürliche Personen hatten eine Steu­
ererklärung abzugeben, wenn ihr Gesamtvermögen 
bei Allein-Veranlagung 70 000 DM überstieg Bei ge­
meinsamer Veranlagung mehrerer Personen (Ehegat­
ten, Kinder) bestand Erklärungspflicht, wenn das Ge­
samtvermögen größer war als der Betrag, der sich bei 
Ansatzung von 70 000 DM je Person ergab. Die Ver­
mögensgrenze für unbeschränkt steuerpflichtige nicht­
naturliehe Personen betrug ebenso w1e fur beschrankt 
Steuerpflichtige bezüglich ihres Inlandsvermögens 
20 000 DM. D1e Veranlagung ist beim Finanzamt des 
Wohnortes beziehungsweise des Sitzes des Unter­
nehmens o. ä. durchzuflihren. D1e flir Schleswig-Hol­
stein darzustellenden Ergebnisse der Vermögensteuer­
Statistik betreffen somit die schlesw1g-holsteinischen 
Steuersubjekte, deren Vermögen jedoch auch außer­
halb des Landes gelegen sein können. 

Im Zuge der Steuerveranlagung ist für die Steuer­
pflichtigen zunächst der Wert ihres ,.Rohvermögens" 
festzustellen. Das Rohvermagen kann sich aus folgen-
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den Arten zusammensetzen, die in der Statistik als 
Vermögensfälle einzeln erlaßt werden: 

1. Land- und forstwirtschaftliches Vermögen: 

Insbesondere Grund und Boden. Wohn- und Wirt­
schaftsgebäude. stehende Betnebsmittel und ein 
Bestand umlaufender Betriebsmittel. der zur ge­
sicherten Fortführung des Betriebes erforderlich ist. 

2. Grundvermögen: 

Grund und Boden. Gebäude, sonstige Bestandteile 
und Zubehbr, Erbbaurecht und Wohnungseigen­
tum, soweit es sich nicht um land- und forstwrrt­
schaftliches Vermögen oder um Betriebsgrund­
stücke (Betriebsvermögen) handelt. 

3. Betriebsvermögen: 

Alle Teile einer wirtschaftlichen Einheit. die dem 
Betrieb eines Gewerbes als Hauptzweck dient, so­
weit die Wirtschaftsgüter dem Betriebsinhaber ge­
hören (gewerblicher Betrieb). Als Gewerbe gilt nicht 
die Land- und Forstwirtschaft. Die Ausübung eines 
freien Berufes steht dem Betrieb eines Gewerbes 
gleich. 

4. Sonstiges Vermögen (Kapitalvermögen): 

Wirtschaftsgüter, die nicht zum land- und forst­
wirtschaftlichen Vermögen. Grund- oder Betriebs­
vermögen gehören, wie z.B. Geldvermögen, Wert­
papiere. Schmuck- und Kunstgegenstände, der Ka­
pitalwert aus Nießbrauchsrechten, Rechten auf Ren­
ten und andere wiederkehrende Nutzungen und 
Leistungen. 

Für die ersten drei Vermögensarten werden Einheits­
werte festgesetzt, deren Ermittlung im Bewertungs­
gesetz geregelt ist. Für 1980 galt das Bewertungs­
gesetz in der Fassung vom 26. September 1979 
(BGBI. I S. 2369), zuletzt geändert durch das Ge­
setz zur Änderung und Vereinfachung des Einkom­
mensteuergesetzes und anderer Gesetze vom 
18. August 1980 (BGBI. I S. 1537). Für das land­
und forstwirtschaftliche Vermögen waren 1980 wieder 
die Wertverhältnisse der letzten Einheitsbewertung 
auf den 1. Januar 1964 maßgeblich. Die gleichen 
Wertverhältnisse wurden 1980 auch für das inlän­
dische Grundvermögen zugrunde gelegt, jedoch sind 
hier die Einheitswerte um 40% erhöht worden. Für 

ausländisches Grundvermögen wurde der sogenannte 
gemeine Wert (Marktwert) angesetzt. Die Einheits­
werte des land- und forstwirtschaftliehen Vermögens 
und des Grundvermögens berücksichtigen nicht die 
mit dem Vermögen zusammenhängenden Schulden 
und Lasten. 

Die Einheitswerte des gewerblichen Betriebsvermö­
gens werden gemeinsam mit der Vermögensteuer­
Hauptveranlagung festgestellt, zuletzt also am 1. Ja­
nuar 1980. Der Wert des Betriebsvermögens wird 
jedoch schon im Rahmen des Bewertungsverfahrens 
um die mit dem Vermögen in Zusammenhang stehen­
den Schulden ·und Lasten vermindert, so daß in die­
sem Fall .. Reinvermögenswerte" in das steuerpflich­
tige Rohvermögen eingehen. Bei den nichtnatürli­
chen Personen ist in der Regel das Betriebsvermö­
gen die einzige Vermögensart, die in die Veranla­
gung eingeht. Auch Wirtschaftsgüter, die nicht dem 
Betriebszweck dienen, gehören hier immer zum Be­
triebsvermögen. 

Bei der Wertermittlung des sonstigen Vermögens 
gelten Freigrenzen und Freibeträge (§ 110 Bewer­
tungsgesetz) . Bestimmte Wirtschaftsgüter zählen 
nicht zum sonstigen Vermögen, wenn ihr Wert die 
festgelegten Freigrenzen unterschreitet, andere Wirt­
schaftsgüter bleiben bis zu einem Freibetrag von 
1 0 000 DM ihres Wertes außer Betracht. Freigrenzen 
und Freibeträge vervielfachen sich mit der Zahl der 
zusammenveranlagten Personen. 

Das steuerpflichtige .,Gesamtvermögen" ergibt sich 
aus dem Rohvermögen abzüglich der damit zusam­
menhängenden Schulden und Lasten. Durch Abzug 
der festgelegten Freibeträge vom Gesamtvermögen 
wird das .,steuerpflichtige Vermögen" ermittelt. Bei 
natürlichen Personen gelten Freibeträge von 70 000 
DM für den Steuerpflichtigen. den Ehegatten und 
jedes Kind sowie weitere Freibetrage bei Alter und 
Erwerbsunfähigkeit zwischen 1 0 000 und maximal 
50 000 DM unter bestimmten Voraussetzungen. 
Die Freibeträge bei Alter und Erwerbsunfähigkeit 
verdoppeln sich bei zusammen veranlagten Ehe­
gatten. die beide die festgelegten Voraussetzungen 
erfullen. Wenn nach Abzug der Freibeträge ein 
steuerpflichtiges Vermögen verbleibt, wird eme 
Steuerschuld festgesetzt. 

Gegenüber der Vermögensteuerstatistik 1977 waren 
1980 folgende Neuregelungen im Vermögensteuer­
recht anzuwenden: 
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- Senkung der Steuersätze für natürliche Personen 
von 0, 7 Ofo auf 0,5% und für nichtnatürliche von 
1% auf 0,7% des steuerpflichtigen Vermögens 
und damit Fortfall der ermaßigten Steuersätze für 
Vermögen, die den Betrag der Vermögensabgabe­
sehuld nach § 31 des Lastenausgleichsgesetzes 
nicht übersteigen, 

- Anhebung der Besteuerungsgrenze von 1 0 000 DM 
auf 20 000 DM flir unbeschränkt steuerpflichtige 
nichtnatürliche Personen sowie für beschränkt 
Steuerpflichtige, 

- Einführung einer Kleinbetragsgrenze von 50 DM 
Jahressteuer. Wenn dieser Betrag nicht i.Jberschrit­
ten wird, entfällt eine Festsetzung der Steuer. 

- Ausdehnung der Steuerbefreiung auf bestimmte 
weitere Körperschaften. 

Die Ergebnisse im Oberblick 

Zum 1. Januar 1980 veranlagten die schleswig·hol­
steinischen Finanzämter 25 191 Vermogensteuer­
pflichtige; dies waren 880 {3,6 %) mehr als zum 
1. Januar 1977. Im Bundesgebiet stieg d1e Zahl der 
Veranlagten sogar um 12,5% auf 721 264. Der 
schleswig-holsteinische Anteil an den Veranlagten im 
Bundesgebiet betrug 3,5 %, entsprach also nicht ganz 
dem Bevblkerungsanteil {4,2 %). Von allen Veranlag­
ten ist die Gruppe der unbeschränkt steuerpflichtigen 
natürlichen Personen die bedeutendste. Sie vereinig­
te in Schleswig·Holstein 80,1 % der Steuerpflichtigen 
{Bundesgebiet: 77,9 Ofo) gefolgt von den unbeschränkt 
steuerpflichtigen nichtnatürlichen Personen mit 17,5% 
(Bund: 19,3 %). 2,3% (Bund: 2,8 %) der Veranlagten 
waren beschränkt steuerpflichtig. 

Das Gesamtvermögen (lnlandsvermögen der be­
schränkt Steuerpflichtigen eingeschlossen) betrug 
in Schleswig-Holstein 18,0 Mrd. DM gegenüber 
16,4 Mrd. DM 1977, was einer Veränderungsrate von 
+ 9,7% entspricht. Dagegen stieg das im Bundesge­
biet veranlagte Gesamtvermögen um 23,1 %. Der 
schleswig-holsteinische Anteil belief sich auf 2,5% 
(1977· 2,8%). Am Gesamtvermögen hatten die Steu­
erpflichtigen-Gruppen folgende Anteile: 11 ,6 Mrd. DM 
oder 65 Ofo unbeschränkt steuerpflichtige natürliche 
Personen (Bund: 53 Ofo), 6,2 Mrd. DM oder 35% un­
beschränkt steuerpflichtige nichtnatürliche Personen 

Die Vermögensteuerpflichtigen 
und ihre Vermögen 1983 bis 1980 
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{Bund: 45 %) und 127 Mi II. DM oder 1 % beschränkt 
Steuerpflichtige (Bund: 2 %). 

Nach Abzug der Freibeträge in Höhe von 2,8 Mrd. DM 
verblieb 1980 ein steuerpflichtiges Vermagen von 
15,1 Mrd. DM. Dies waren 1,6 Mrd. DM oder 12,1 % 
mehr als 1977. Die Zunahme des entsprechenden 
Bundeswertes betrug dagegen 24,9 %. Der schleswig­
holsteinische Anteil behef sich lediglich auf 2,3 %. 

Von den Rnanzverwaltungen wurden 88 Mill. DM 
Steuerschuld festgesetzt gegenüber 110 Mi II. DM 
1977. Dies entspricht einer Verminderung von 19,7 %. 
Dabei stieg die Zahl der Steuerbelasteten von 23 1 08 
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Die Steuerpflichtigen-Gruppen 1980 
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im Jahre 1977 auf 23 733 im Jahre 1980 ( + 2,7 %). 
Die Zunahme der Steuerbelasteten im Bundesgebiet 
betrug dagegen 11 %, und die Steuerschuld vermin· 
derte sich um 11,3 %. Der Rückgang der Steuer­
schuld resultierte dabei fast ausschließlich aus der 
Verminderung der Steuersätze. 50% der Steuer· 
schuld hatten die unbeschränkt steuerpflichtigen na­
türlichen Personen zu tragen (Bund: 39 %) und 49% 
die unbeschränkt steuerpflichtigen nichtnatürlichen 
Personen (Bund: 59%). Die beschränkt Steuerpflich­
tigen spielen also nur eine untergeordnete Rolle. 
Auf sie wird deshalb im folgenden nicht weiter ein· 
gegangen. 

Das Vermögen 
der inländischen Privatpersonen 

Die Gruppe der unbeschränkt steuerpflichtigen na­
türlichen Personen - in der Überschrift vereinfacht 
als inländische Privatpersonen bezeichnet - ist nach 
der Zahl der Steuerpflichtigen die bedeutendste; ihr 
gilt stets ein besonderes Interesse, wenn Aussagen 

zur personellen Vermögensverteilung zu machen sind. 
Die schleswig-holsteinischen Fmanzverwaltungen ver· 
anlagten 20 185 Steuerpflichtige dieser Gruppe. 
Dies waren 265 (1,3%) mehr als zur Hauptveran­
lagung 1977. Ihr veranlagtes Rohvermögen betrug 
14,0 Mrd. DM, 3,4% mehr als 1977. 

Wie 1977 entfielen auf jeden Steuerpflichtigen durch­
schnittlich 2,4 Vermögensfälle einschließlich der Fäl· 
le negativen Betriebsvermögens. 16% der Steuer­
pflichtigen hatten land· und forstwirtschaftliches Ver-

Veranlagte Vermögensarten 1980 

nach ... 
... Fällen ..Betragen 

0...--~U'Id da - ___ V.,_Ndl"""' - -
~ ..... -..,.-
Vermögen der unbeschränkt 
steuerpflichtigen natUrliehen Personen 

Land· und forstwirtschaft· ' 
liches Vermagen 

Grundvermagen 
lnländasches 
ausländisches 

Betnebsvermogen 
positiv 
negatrv 

Sonstiges Vermögen 
(Kapatalvermögen) 

Rohvermögen 

I 

I 

Vermögensfälle 

1977 1980 

3 476 3 290 

16 260 16 630 
314 296 

10 204 9 337 
562 621 

17 612 18 423 

48 428 48 597 
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4 909 5 656 

13 527 13 989 
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mi:>gen, 82 % inlandisches Grundvermögen, 2% aus­
ländisches Grundvermögen, 46% Betriebsvermögen 
und 91% Kapitalvermögen. Etn negatives Betriebs­
vermögen hatten 3% der Veranlagten. 1977 hatten 
relativ mehr Steuerpflichtige Betriebsvermögen (51%) 
und weniger Steuerpflichtige Kapitalvermögen (88%), 
sonst war die Vermögensstruktur nahezu gleich. 

Haben die Vermögensfälle und die Vermögensbe­
träge insgesamt gegenüber 1977 zwar zugenommen, 
so bleibt die Entwicklung im Lande doch erheblich 
hinter dem Bundestrend zurück. ln einigen Einzel­
positionen sind, ganz im Gegensatz zum Bundesge­
biet, sogar Abnahmen zu verzeichnen Bei den Ver­
mögensfällen hatten nur diejenigen mit Kapitalver­
mögen sowie mit inl~mdischem Grundvermagen leich­
te Zuwächse, während alle anderen, angeführt von 
den Fällen mit positivem Betriebsvermögen, abge­
nommen haben. Die Fälle negativen Betriebsvermö­
gens verzeichneten auch in Schleswig-Holstein Zu­
nahmen, jedoch mit 1 0,5 % weit weniger stark als 
im Bundesgebiet. Bei den Vermögensbeträgen fand 
ein wesentlicher Zuwachs nur beim Kapitalvermögen 
statt, während bei den anderen Vermögensarten die 
Beträge abnahmen. Das negative Betriebsvermögen 
hat gegenüber 1977 auch im Betrag zugenommen, 
mit 17,1 % jedoch ebenfalls deutlich unter dem Bun­
desdurchschnitt 

Veränderung der Vermögensfälle und -betrige 
1980 zu 1977 ln% 
- unbeschrankt steuerpflichtige Personen -

I Schleswig-Holstein Bundesgcbtet 

Falle Betrag Fälle Betrag 

Land· u. forstwirtschatt· 
ltches Vermagen - 5,4 - 5.0 + 7.3 + 6,3 

Grundvermögen 
Inländisches + 2,3 + 0.0 + 11,7 + 14,0 
ausländisches - 5,7 - 20.7 + 35,4 + 34,2 

Betnebsvermdgen 
positiV 8.5 - 5.7 + 2.8 + 14.7 
negat1v + 10.5 + 17,1 + 24,4 + 34,9 

Sonstiges Vermagen 
(Kapitalvermogen) + 4.6 + 15,2 + 14.8 + 33.4 

Rohvermögen + 0,3 + 3,4 + 10,8 + 21,3 

Bei 16 456 Steuerpflichtigen waren vom Rohvermö­
gen insgesamt 2,4 Mrd. DM an Schulden und son­
stigen Abzügen abzusetzen. Diese Abzüge bestan­
den zu einem Zehntel aus Hypotheken und Grund-

schulden. Hiernach ergab sich ein unabgerundetes 
Gesamtvermögen von 11,6 Mrd. DM. Der. weitere 
Rechengang bis hin zur Festsetzung einer möglichen 
Steuerschuld der einzelnen Steuerpflichtigen basiert 
auf dem einzelnen auf volle 1 000 DM abgerundeten 
Gesamtvermögen (§ 4 VStG). Der Unterschted zwi­
schen unabgerundetem und abgerundetem Gesamt­
vermögen betrug 1980 etwa 10 Mill. DM; je Steuer­
pflichtigen wurden so durchschnittlich etwa 490 DM 
nicht berücksichtigt. 

1980 wurden den schleswrg-holsteinischen Steuer­
pflichtigen 1n 42 970 Fällen Freibeträge nach § 6 
VStG gewährt mit einem Gesamtbetrag von 2,8 Mrd 
DM. Auf jeden Steuerpflichtigen entfielen 2,1 Freibe­
träge oder 139 Tsd. DM. 47% der Freibeträge be­
trafen den Steuerpflichtigen. 25% wurden für den 
Ehegatten, 16% für Kinder und 11 % wegen Alters 
oder Erwerbsunfähigkeit gewährt. 

Steuerpflichtig ist der Vermögensbetrag, der sich nach 
Abzug der Freibeträge vom Gesamtvermögen ergibt 
(§ 9 VStG). 1980 war dies ein Betrag von 8,8 Mrd. DM 
(gegenüber 1977: + 8,2%). Die Finanzverwaltungen 
setzten eine Steuerschuld von 44 MiiL DM fest (ge­
genüber 1977: - 22,4 %), wobet diese Mtnderung 
aus dem verringerten Steuersatz resultiert. Bei altem 
Steuersatz wäre 1980 auf die unbeschränkt steuer­
pflichtigen natürlichen Personen eine Steuerschuld 
von etwa 62 Mill. DM entfallen, das wäre dann ge­
genüber 1977 ein Plus von 8, 7% gewesen. 

Vermögensverteilung 

Die Verteilung der Steuerpflichtigen über die Grö­
ßenklassen des Gesamtvermögens hat sich von 1977 
zu 1980 zugunsten der Vermögen über 250 000 DM 
verändert. Hatten 1977 noch 40% der Steuerpflich­
tigen ein Vermögen unter 250 000 DM, waren es 
1980 nur noch 36 %, oder umgekehrt: Hatten 1977 
.nur" 60% der Steuerpflichtigen ein Vermögen von 
250 000 DM und mehr. waren es 1980 64 %. Alle 
Großenklassen unter 250 000 DM waren relativ schwä­
cher, diejenigen ab 250 000 DM dagegen relativ stär­
ker besetzt als 1977. Bei den Vermögensbeträgen 
liegt dieser Wendepunkt bei 400000 DM: Die Grö­
ßenklassen darunter hatten 1980 geringere Anteile 
(insgesamt 24 %) als 1977 (26 %), während die Klas­
sen über 400 000 DM insgesamt im Anteil zugenom­
men haben. Die Steuerpflichtigen konzentrierten sich 
also auf die unteren Vermögensgruppen, die Vermö-
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gensbeträge dagegen auf die oberen. 1980 hatten 
71 % der Steuerpflichtigen ein Gesamtvermögen bis 
zu 500 000 DM; auf sie entfielen jedoch nur 32% 
des gesamten Vermogensbetrages. 29% der Steuer­
pflichtigen hatten Vermögen von 500 000 DM und 
mehr, vereinigten aber 68% des Vermögens 
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Von 1977 bis 1980 waren die absolut größten Zu­
wächse sowohl nach der Zahl der Steuerpflichtigen 
als auch nach dem Vermögensbetrag für die Vermö­
gen von 500 000 bis 1 Mi II. DM festzustellen, und 
zwar mrt einem Plus von 421 Steuerpflichtigen und 

281 Mill. DM Vermögen, gefolgt von der Großenklas­
se 1 bis 2,5 Mill. DM mit 178 Steuerpflichtigen und 
233 Mill. DM Vermögen. Die relativ größten Zu­
wachse bei den Steuerpflichtigen und im Vermögens­
betrag hatte die Größenklasse 5 bis 1 0 Mi II. DM. 
Die größten absoluten Abnahmen verzeichnete bei 
den Steuerpflichtigen die Größenklasse 1 00 000 bis 
150 000 DM, gefolgt von der Klasse 150 000 bis 
200 000 DM, bei den Vermögensbeträgen die Klasse 
von 20 Mill DM und mehr. 

Veränderung der Steuerpflichtigen und des Gesamtvermögens 
1980 zu 1977 nach Vermögensgrößenklassen 

- unbeschrankt steuerpflichtige naturliehe Personen -

Großenklasse des Steuerpfticht1ge Gesamtvermagen 
unabgerundeten 
Gesamtvermagen 
von b1s • unter - DM Anzahl % Mlll. DM % 

unter 1 00 000 -197 -19,9 17 -19,8 
100000- 150000 -242 -12,1 30 -12,0 
150000- 200000 -235 8,8 40 - 8,7 
200000- 250000 + 9 + 0,4 -i .. 0,4 

250000- 300000 + 51 + 2,7 + ·~ + 2.4 
300000- 400000 + 73 + 2,5 + 28 + 2,7 
400000- 500000 + 166 + 8,8 + 75 + 9,0 
500000- 1 000000 +421 +12,5 +281 +12.2 

1 Mtll.- 2.5Mill. + 178 +12,9 +233 + 11,5 
2,5MIII. - 5 M1ll + 21 + 6,8 + 65 + 6.2 
5 Mlll -10 Mi II + 22 +22,2 + 159 +23,6 

10 Mllt -20 Mi II. + 3 + 8,6 + 35 + 7,5 
20 Mill. und mehr 5 -22,7 -181 -23.2 

Insgesamt +265 + 1,3 +823 + 5,7 

Von den 20 185 Steuerpflichtigen waren 18 727 
steuerbelastet (93 %) Die übrigen fielen unter die 
Kleinbetragsregelung, das heißt, sie hatten eine Jah­
ressteuerschuld, die den Betrag von 50 DM niCht 
überstieg, so daß eine Steuerfestsetzung entfallen 
konnte. Die Nichtsteuerbelasteten verteilten sich auf 
die Größenklassen bis unter 500 000 DM Gesamt­
vermögen mit folgenden Anteilen an den jeweiligen 
Steuerpflichtigen: 

unter 100 000 DM 60 o/o 

1 00 000 bis 150 000 DM 18 % 

150 000 bis 200 000 DM 17 % 

200 000 bis 250 000 DM 10% 

über 250 000 DM 2% 
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Oie Entlastung der Vermögen durch die anzurech­
nenden Freibeträge betrug 24,1 %. die kleineren pro­
fitierten relativ stärker als die größeren. Die Vermö­
gen unter 500 000 DM wurden so um 48 %, die ab 
500 000 DM um 13% entlastet. D1e Grafik veran­
schaulicht dies für die einzelnen Größenklassen. Be1 
dem einheitlichen Steuertarif von 0,5 % ergibt sich 
durch die Freibetragsregelungen eine indirekte Steu­
erprogression; der Durchschnittssteuersatz steigt bei 

Steuerpflichtiges Vermögen, Freibetrlige und 
Schuldenabzug nach Vermögens-Größenklassen 

ln % des Rohvermögens 
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zunehmender Bemessungsgrundlage (Gesamtver­
mögen}, und zwar ausschließlich bewirkt durch die 
Freibeträge. So betrug der Durchschnittssteuersatz 
rn der Größenklasse unter 1 00 000 DM 0,03 %, steigt 
dann über die Größenklassen. bis er bei über 20 Mill. 
DM 0,5% erreicht. 

Erwerbstätigkeit und Haushaltsgröße 

Zum Nachweis der Vermögensverhältnisse liefert die 
Vermögensteuer-Statistik die Ergebnisse auch aufbe­
reitet in den sozialen Gliederungen nach der Erwerbs­
tätigkeit und der Haushaltsgröße. 1980 waren 58 % 
der 20 185 Steuerpflichtigen erwerbstatig und 42% 
nicht erwerbstätig. 1977 waren noch 60% erwerbs­
tätig gewesen. Unter den Erwerbstcitigen waren 50% 
(1977: 53%} Selbständige, darunter als stärkste 
Gruppe die Gewerbetreibenden mit 38 %, und 8% 
(1977: 7 %} Nichtselbständige, von denen die Ange­
stellten mit 5,6% die größte Gruppe waren. Nur 1,2% 
der Steuerpflichtigen waren Beamte und 0,4% Ar­
beiter. Das veranlagte Gesamtvermögen verteilte sich 
zu 7 4 Ofo auf die Erwerbstätigen, darunter entfielen 53% 
auf die Gewerbetreibenden. bei denen insbesondere 
das Betriebsvermögen zu Buche schlug. 

Steuerpflichtige und Gesamtvermögen 
ln sozialer Gliederung ln % 

- unbeschrankt steuerpfhcht1ge Personen -

Steuerpflichtige Gesamtvermogen 

1977 1980 1977 1980 

Erwerbstatige 59,8 58.2 71,8 73,6 

Selbständige 52,8 50,4 64,7 66.6 
Land· und Forstwirte 4,8 4,4 5,8 5,5 
Gewerbetreibende 39,7 37,9 50,9 52,6 
fre1e Berufe 7,4 7,2 6,7 7,1 
sonst Selbstandige 0,9 0,8 1,4 1,3 

Nichtselbständige 7,0 7.8 7,1 7,0 
Arbe1ter 0,4 0,4 0,2 0,2 
Angestellte 4,9 5,6 4,6 5,1 
Beamte 1,0 1,2 0.8 1,0 
sonst. N1chtselbstandige 0.8 0.6 1,5 0.7 

N1chterwerbstatige 40,2 41,8 28.2 26,4 
Rentner, Pens1onare 31 ,4 36.6 18,0 21,9 
sonst. N1chterwerbstat1ge 8,8 5.2 10.2 4,4 

Alle Steuerpflichtigen 100 100 100 100 

Das höchste durchschnittliche Gesamtvermögen hat­
ten die sonstigen Selbständigen mit 943 Tsd. DM, 
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gefolgt von den Gewerbetreibenden mit 799 Tsd. DM 
und den Land- und Forstwirten mit 721 Tsd. DM. 
Am unteren Ende der Rangfolge lagen die Arbeiter 
mit 329 Tsd. DM - sie hatten jedoch mit + 32,6% 
die größte Zuwachsrate-. die Rentner und Pen­
sionare mtt 345 Tsd. DM und die Beamten mit 
480 Tsd. DM. 

Mitentscheidend für die Anzahl der gewährten Frei­
beträge ist die Haushaltsgröße. 46% der Steuer­
pflichtigen waren alleinstehend. 54% waren Ehegat­
ten, und zwar 36% ohne Kind, 8% mit einem Kind, 
7% mit zwei Kindern und 3% mit drei und mehr 
Kindern. Gegenüber 1977 ist der Anteil der Allein­
stehenden um 4 Prozentpunkte gestiegen, der der 
Ehegatten entsprechend gesunken. Einen weit über­
durchschnittlichen Zuwachs hatte die Gruppe der Al­
letnstehenden mit Kind(ern); ihr Anteil stieg von 0,3% 
1977 auf 2,3% 1980. Bei den Ehegatten hatten 
alle Untergruppen nicht nur Anteilsverluste, ihre 
Zahl verringerte sich sogar. Das Verhältnis der Steu­
erpflichtigen mit Kind ( ern) (20 %) zu denen ohne 
Kinder ( 80 o/o) hat sich gegenüber 1977 nicht ver­
ändert. 

Die Alleinstehenden hatten 1980 einen Anteil von 
30% (1977: 26%) am veranlagten Gesamtvermögen, 
die Ehegatten entsprechend 70% (1977: 74%). Das 
Gesamtvermögen verteilte sich auf Steuerpflichtige 
mit Kind(ern) 35% und Steuerpflichtige ohne Kind 
(65%) wie 1977. Die einzelnen Gruppen hatten 
1980 folgende Anteile am Gesamtvermögen: Allein­
stehende mit Kind(ern) 3 %, ohne Kmd 27 %, Ehe­
gatten ohne Kind 38 o/o, mit einem Kind 11 %, mit 
zwei Kindern 14 % und mit drei und mehr Kindern 
7 %. Das höchste Durchschnittsvermögen hatten die 
Steuerpflichtigen mit drei und mehr Kindern mit 
1 304 Tsd. DM und die Ehegatten mit einem Kind 
mit 763 Tsd. DM. Die Alleinstehenden mit Kind(ern) 
hatten durchschnittlich 709 Tsd. DM. Mit 358 Tsd. DM 
lagen die Alleinstehenden ohne Kind(er) an letz­
ter Stelle. 

GroBvermögen 

Zu den Vermögensmillionären zählten 1980 2 063 
(10,2 %) der Steuerpflichtigen; ihre Zahl nahm gegen­
über 1977 um 11,9 % zu, ihr Anteil stieg um 0,9 Pro­
zentpunkte. Vom Gesamtvermögen aller Steuerpflich­
tigen entfielen auf die Millionäre 45,6% (1977: 45,4%). 

Von der Gesamtsteuerschuld trugen sie 56 % 
(1977: 57,1 %), ein jeder etwa 12000 DM. 

Unter den Millionären waren 82% erwerbstätig und 
18% nicht erwerbstätig. 62% waren Gewerbetrei­
bende. Die Rentner und Pensionäre waren mit einem 
Anteil von 14 % vertreten. 24% der ~Aillionäre waren 
alleinstehend und 76 Ofo Ehegatten, 42% hatten Kin­
der. Oie Alleinstehenden mtt Kind(ern) waren bei den 
Großvermögenden mit 3,5% deutlich stärker vertre­
ten als bei den übrigen Steuerpflichtigen. Die Milli­
oneire waren allerdings relativ sehr viel seltener allein­
stehend als die Übrigen. 

Anteil der Vermögensmillionire 1980 
ln den kreisfreien Städten und KreiMn 
- unbeschrankt steuerpflichtige naturliehe Personen -

KREISFREIE STADT tn% der in% des 
Krets Steuerpflichtigen Gesamtvermagen 

FLENSBURG 14,7 51 ,1 
KIEL 8,9 40.2 
LÜBECK 10,3 48.0 
NEUMÜNSTER 11,8 40.5 

Dtthmarschen 5.4 284 
Herzogtum Lauenburg 12,7 58.9 
Nordfriesland 7,1 32,0 
Ostholstein 7,6 35.2 

Ptnneberg 11 ,2 46.8 
Pion 11,0 46.7 
Rendsburg-Eckemforde 11,3 44,5 
Schleswig·Aensburg 9.4 40.9 

Sageberg 9,8 54,7 
Steinburg 9,0 41 ,7 
Stormarn 13,9 52,5 

Schleswlg-Holateln 10,2 45,6 

Auf 1 0 000 Einwohner der Landesbevölkerung kamen 
1980 etwa 8 Millionäre (1977: 7), wobei die Kreise 
Stormarn (13,1 ), Herzogtum Lauenburg (12,7), die 
kreisfreie Stadt Flensburg (11 ,4) und der Kreis Pin­
neberg (1 0,2) die größten Dichtewerte aufwiesen. 
Am Ende der Skala rangierten die Kretse Segeberg 
(5,3), Schleswig-Rensburg {5,0) und Dithmarschen 
{4,9) Oie Millionäre mit den größten Durchschnitts­
vermögen fanden sich im Kreis Segeberg {4,2 Mill. DM), 
im Herzogtum Lauenburg (3,5 Mill. DM), in Lübeck 
(2,7 Mill. DM) und im Kreis Pinneberg (2,6 Mill DM}. 
Auf den letzten Plätzen Jagen Nordfriesland (2,1 Mill. 

DM) und Neumünster (1,8 Mill. DM). 
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Das Vermögen der inländischen 
Unternehmen und Körperschaften 

1980 waren in Schleswig~Holstein 4 421 nichtnatür­
liche Personen unbeschränkt vermögensteuerpflichtig, 
was einem Anteil von 3,2 Ofo an den Steuerpflichti­
gen im Bundesgebiet entspricht. Die Zahl der Ver­
anlagungen stieg gegenüber 1977 um 867 (24,4 %). 
Maßgeblichen Anteil daran hatten die Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung, deren Zahl, wie auch schon 
1977, stark zunahm ( + 978). Einen Zuwachs hatten 
sonst nur noch die Kreditanstalten des öffentlichen 
Rechts ( + 7), während die Zahl der Steuerpflichtigen 
mit anderen Rechtsformen abnahm. Die GmbH hatte 
1980 einen Anteil von 87% - 197 4 waren es erst 
76%! -. 6% waren Erwerbs- und Wirtschaftsgenos· 
senschaften, jeweils 1 % Kreditanstalten des öffent· 
Iichen Rechts, Betriebe juristischer Personen des 
öffentlichen Rechts und Aktiengesellschaften. Noch 
seltener waren Versicherungsvereine auf Gegensei­
tigkeit (0,2 %). Die sonstigen Steuerpflichtigen um· 
faßten 3%. 

Das steuerpflichtige Vermögen, das sich bei den nicht­
natürlichen Personen nur durch die Abrundungsdiffe· 
renz vom unabgerundeten Gesamtvermögen unter· 
scheidet, weil es Freibeträge nicht gibt, betrug 6,2 Mrd. 
DM (+ 1~% gegenüber 1977) und verteilte sich zu 
24% (1977: 29%) auf die Aktiengesellschaften, zu 
43% (38 %) auf die Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung, zu 1 0% (6 %) auf Betriebe juristischer Per· 
sonen des öffentlichen Rechts, zu 8% (13%) auf die 
Kreditanstalten, zu ebenfalls 8% (9%) auf Erwerbs· 
und Wirtschaftsgenossenschaften und zu unverändert 
0,4% auf die Versicherungsvereine. Die sonstigen Steu­
erpflichtigen hatten einen Anteil von 7% (4 %); nur 
bei ihnen kann das Vermögen neben dem Betriebs· 
vermögen auch die anderen Vermögensarten enthal· 

ten. Sie hatten ein Rohvermögen von insgesamt nur 
498 Tsd. DM, wovon 55 Tsd. DM an Schulden und 
sonstigen Abzügen abzuziehen waren. so daß ihr steu­
erpflichtiges Vermögen 444 Tsd. DM betrug. 

Gut drei Viertel der Steuerpflichtigen hatten jeweils 
Vermögen bis unter 250 Tsd. DM, jedoch waren nur 
gut 3 % des gesamten veranlagten Vermögens in ih­
rem Besitz. Andererseits waren 46% des veranlag­
ten Vermögens im Besitz der 0,5% Steuerpflichtigen, 
deren Vermögen jeweils 50 Mill. DM und mehr betrug. 

Im durchschnittlichen steuerpflichtigen Vermögen la­
gen die Aktiengesellschaften mit 54 Mill. DM an 
erster Stelle, gefolgt von den Betrieben juristischer 
Personen des öffentlichen Rechts (12 Mill. DM) und 
den Kreditanstalten (1 0 Mill. DM). Das niedrigste 
Durchschnittsvermögen hatten die Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung mit 687 Tsd. DM. 

UnbeschrAnkt ateuerpftlchUge nichtnatUrliehe Personen 1980 
nach Vermögensklusen ln % 

Größenklasse • 
des unabgerundeten 
Gesamtvermögens 
von .• bts unter DM 

unter 50000 
50000- 100000 

1 00 000 - 250 000 
250000- 500000 
500 000 - 1 000 000 

1 Mill. - 2,5 M1ll. 
2,5 Mill. - 5 Mi II. 
5 Mtll.- 10 Mill. 

10 Mill. - 50 Mill 
50 Mill. und mehr 

Insgesamt 

Steuerpflicht•ge Steuerpflichtiges 
Vermögen 

45,4 0.9 
17,1 0.8 
13,7 1.5 
6.8 1,7 
5,4 2,7 

4,9 5.7 
2,6 6,4 
1.9 9,6 
1,7 24,6 
0,5 46,1 

100 100 

Gerhard Winck 
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Quo vadis Hochschulstatistik ? 

ln diesem Aufsatz soll - als Rückblick und Ausblick -
aufgezeigt werden, wie das Instrumentarium der Hoch­
schulstatistiken entstanden ist, welche Auswirkungen 
neuere datenschutzrechtliche Entwicklungen auf die­
se Statistiken haben und welche Zukunftsaspekte sich 
bieten. Dabei wird im Rückblick z. T. auch auf die an­
deren Statistiken des Bildungswesens eingegangen. 

Die Hochschulstatistiken werden heute für Zwecke 
der Planung und Verwaltung im Hochschulbereich 
bundeseinheitlich durchgeführt. Sie sind so gestaltet, 
daß die Daten für Entscheidungen in Bund, Ländern 
und in den Hochschulen gleichermaßen herangezo­
gen werden können. Insbesondere sind in diesem Zu­
sammenhang die Hochschulentwicklungs- und Hoch­
schulgesamtpläne zu nennen. Darüber hinaus sind 
die Ergebnisse der Hochschulstatistiken für die ver­
schiedenen öffentlichen und privaten Einrichtungen 
von Bedeutung, u. a. für die Westdeutsche Rekto­
renkonferenz, die Ständige Konferenz der Kultusmi­
nister, den Wissenschaftsrat, die Hochschul-lnforma­
tions-System GmbH und für einzelne Hochschulen 
selbst. Gleichzeitig werden sie als Grundlage für so­
ziodemographische und bildungspolitische Analysen 
und Prognosen und für andere wissenschaftliche 
Darstellungen verwendet. 

Rechtliche Grundlage ist das Gesetz über eine Bun­
desstatistik für das Hochschulwesen in der Neu­
fassung vom 21.4.1980 (BGBI. S.453} in Verbin­
dung mit dem Gesetz über die Statistik für Bundes­
zwecke vom 14.3.1980 (BGBI. S 289} . 

Geschichtlicher Rückblick 

Solange es ein öffentliches Unterrichtswesen gibt, so­
lange wird auch das Bedürfnis empfunden, die Er­
folge dieses Zweiges des Kulturlebens nach Zahl und 
Maß zu beobachten. Diese Beobachtungen von zu­
oder abnehmenden Zahlen von Schülern und einzel­
nen Anstalten, die bis in das 18. Jahrhundert zurück­
verfolgt werden können. sind der Anfang einer Unter­
richtsstatistik. Die Vielgestaltigkeit im deutschen Un­
terrichtswesen, bedingt durch politisch-soziale und 
religiöse Eigenarten, hat lange Zeit hemmend auf eine 
einheitliche Reichsschulstatistik gewirkt. Das Schulwe­
sen war im Deutschen Reich wie auch heute der Zu· 
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ständigkeit der einzelnen Bundesstaaten unterstellt. 
Erst 1901 wurde von den Vertretern der amtlichen 
Statistik des Reichs und der Länder beschlossen, 
statistische Erhebungen über die Verhältnisse der öf­
fentlichen Volksschulen im fünfjährigen Turnus durch­
zuführen. Im Jahre 1911 wurden erstmals auch die 
Mittelschulen und die höheren Schulen einbezogen, 
1921/22 dann auch die Berufs- und Fachschulen. 
Damit waren nunmehr sämtliche Schulgattungen des 
Reichs von einer Stelle nach einheitlichen Gesichts­
punkten zahlenmäßig erfaßt worden. 

Die ersten Veröffentlichungen einer reichseinheitli­
chen Hochschulstatistik gab es im Statistischen Jahr­
buch für das Reich, Jahrgang 1909, und zwar für 
die Sommersemester 1907 und 1908 und für die 
Wintersemester 1907/08 und 1908/09. Nach der 
Unterbrechung durch den Ersten Weltkrieg wurde 
die Reichshochschulstatistik 1925 wieder aufgenom­
men. Seit dem Sommersemester 1925 stellte das 
Statistische Reichsamt gemeinschaftlich mit den 
Statistischen Ämtern die Studenten nach Hochschul­
gattungen getrennt fest. 

Die volle Selbständigkeit der Länder auf schulischem 
Gebiet, deren Tradition Jahrhunderte zurliekreicht 
und die von der Weimarer Verfassung 1919 und 
erneut durch das Grundgesetz 1949 bestätigt wor­
den ist, hat im inneren und äußeren Aufbau des 
allgemeinbildenden Schulwesens auch nach dem Zwei­
ten Weltkrieg zu einer reichen Vielfalt der Erschei­
nungsformen geführt. Zur Sicherstellung einer gleich­
mäßigen Erhebung und Berichterstattung in allen 
Ländern beauftragte die Ständige Konferenz der Kul­
tusminister der Länder bereits 1950 das damalige 
Statistische Amt des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
(später Statistisches Bundesamt}, die Schul- und 
Hochschulstatistiken zu koordinieren. Von großem 
Einfluß auf die Entwicklung der Bildungsstatistiken 
waren die Gründungen der Hochschule für interna­
tionale pädagogische Forschung und des Deutschen 
Ausschusses für das Erziehungs- und Bildungswesen 
im Jahre 1953, des Wissenschaftsrates im Jahre 1957, 
die zunehmende Mitarbeit in internationalen und 
supranationalen Organisationen (UNESCO, OECD, 
EWG}, die Empfehlungen des Deutschen Bildungs­
rates, der Westdeutschen Rektorenkonferenz und 
ab 1970 die Anforderungen der Bund-Länder-Kom­
mission für Bildungsplanung. 



05481 StnlA S H Fremdenverkehr 1984 
Seherbergungsstätten m1t 9 und mehr Betten e1nschl eß11ch Jugendherbergen, ohne Camp1ngplatze 

Übernachtungen 

1 000 2 000 3 000 20000 100 000 500000 Ubemachtungen 

ln der obtgen Grafik Wird das Übernachtungsaufkommen 
tn den Gemeinden des Landes durch Kretse dargestellt. 
Die Karte zetgt sehr deutliCh, daß s1ch der Fremdenverkehr 
auf d1e Küsten des Landes konzentnert. Hauptre1sez1ele 
s1nd d1e Lubecker Bucht und der Nordseekustenstre1fen 
von Busum bis Sylt. E1n we~terer Schwerpunkt des Frem­
denverkehrs 1st die Holsteinische Schweiz mrt Malente als 
tounst1schem Mittelpunkt. Bedeutende Fremdenverkehrsorte 

Grafik des Monats August 1985 

1m Bnnenland Sind außerdem das Hetlbad Bad Bramstedt 
und der Kneippkurort Mölln. VerhältmsmaßiQ viele Über­
nachtungen we1sen auch d1e kre1sfre1en Städte auf, allen 
voran Llibeck mit Travemunde. D1e drei ubernachtungs­
starksten Geme1nden (nur Betnebe. ohne Privatquartiere 
und ohne Campingplatze) waren 1984 Sankt Peter-Ording 
mit 980000, Timmendorfer Strand m1t 793000 und 
Wester1and mit 777000 Übernachtungen. 
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D1ese Graf1k bildet den Anteil der Ubemachtungen von 
Auslandern an der Gesamtzahl der Übernachtungen 1n 
Betrieben m1t 9 und mehr Betten ab. Der Auslanderante1 

1st, als e1ne Eigenschaft der ganzen Geme1nde, als Schraf­
fur der Gernemdeflache dargestellt. Je dunkler e1n Gebiet, 
um so hoher ist der Übernachtungsantell der Auslander. 
D1e Klasseneinteilung ergibt SICh aus der Legende. Ge­
meinden ohne Übernachtungen oder ohne Ausländer­
ubernachtungen s1nd 1n der Karte we~ß. 

Übernachtungen von Ausländern 

D~e Karte g1bt ke1nen Anhaltspunkt dafur, daß d1e Ausländer 
bestimmte landstnche Schleswig-Holsteins bevorzugen. 
Nur d1e Westkuste fallt gegenuber den anderen Landes­
tellen etwas ab. Vermutlich 1st d1eser Te1t des Landes fur 
die Auslander wemger attraktiv, es durfte dabei aber auch 
die wemger gute Verkehrserschließung d1eses Gebietes 
e1ne Rolle spielen. 6nen hohen Auslanderantell haben die 
Stadte und die Orte entlang der Hauptverkehrsachsen. 
Auf d1e kretsfre1en Stadte Lubeck, Kiel und Rensburg entt1el 
1984 knapp d1e Halfte alter Übernachtungen von Aus­
tandem in SchleSWtg-Holsteln. 



Im Zuge des Ausbaus der Schul- und Hochschulsta­
tistiken ergaben sich Schwierigkeiten. Met h o d i -
s c h e M ä n g e I waren nicht zu vermeiden, wenn 
sich beispielsweise die Länder auf den Schuljahr­
beginn nicht einigen konnten oder wenn e~nzelne 

Kultusministerien den Empfehlungen der Bildungssta­
tistiker nicht nachkamen. 

S a c h I i c h e M ä n g e I ergaben sich z. B. durch den 
unterschiedlichen Schulaufbau und bei den Abgren­
zungen der Wirtschaftsoberschulen und Techniker­
schulen. Bei der Statistik der padagogischen Hoch­
schulen und der entsprechenden Einrichtungen wur­
de die Koordinierung dadurch erschwert. daß einige 
dieser Institutionen selbständig, andere dagegen in 
die wissenschaftlichen Hochschulen eingegliedert wa­
ren. 

Zu o r g a n i s a t o r i s c h e n M ä n g e I n kam es, 
wenn vereinbarte Liefertermine nicht eingehalten wur­
den oder sich Abweichungen von den vereinbarten 
Erhebungsprogrammen ergaben. Kapazitätsengpasse 
und Knappheit der finanziellen Mittel führten u. a. 
dazu, daß die Veröffentlichung der Ergebnisse und 
ihre Kommentierung sich verzögerten bzw. nicht er­
folgen konnten. 

Anfang der 60er Jahre kam es daher zu Kretik in 
der Öffentlichkeit an der Statistik des Bildungswesens, 
die sich im wesentlichen auf zwei Punkte konzen­
trierte: 

- Die Ergebnisse würden nur mit erheblichen Ver­
zögerungen bekannt. 

- Es werde bildungsstatistisch zu wenig geboten, 
die Bildungsstatistik sei unterentwickelt. 

Die durch die Kultusminister im Februar 1963 ver­
öffentlichte .. Bedarfsfeststellung 1961 bis 1970", in 
der offen auf einen drohenden Notstand im Schul­
und Hochschulsektor hingewiesen wurde. bewirkte. 
daß die Kritik der Öffentlichkeit an der Schul- und 
Hochschulpolitik an Intensität zunahm. Die Schlag­
wörter Bildungskatastrophe. Bildungsnotstand, Lehrer­
mangel, Defizit in der Lizenzbilanz machten auch in 
der Presse die Runde. Dabei wurde stets auf den Zu­
sammenhang zwischen Investitionen im Erziehungs­
wesen und wirtschaftlichem Wachstum hingewiesen 

\ 

ln dem Maße, in dem sich die Forschung der Bil-
dungsplanung annahm und die Verwaltung neue und 
sehr weitreichende bildungspolitische Entscheidungen 
zu treffen hatte, nahmen die Forderungen an die 

amtliche Statistik zu. Im sogenannten Kasseler Be­
schluß der Kultusministerkonferenz vom 20. Septem­
ber 1963 wurden neue Erhebungen oder Erweiterun­
gen bereits bestehender Statistiken gefordert, z. B. 
über die Lehrer an den allgemeinbildenden. den be­
rufsbildenden sowie den Ingenieurschulen nach der 
Zahl der tatsächlich erteilten Unterrichtsstunden, über 
nicht lehrendes Personal an allen allgemeinbilden­
den Schulen, über Lehrer an Gymnasien nach Lehr­
befähigung in einzelnen Fächern und Alter, über 
Schüler an Gymnasien nach ständ1gem Wohnsitz und 
sozialer Herkunft, über Absolventen von Mittelschulen 
nach Geburtsjahr, über Verbleib der Abiturienten. über 
Dozenten der pädagogischen Hochschulen nach Ge­
burtsjahr, dienstlicher Stellung, Lehrgebiet und Lehr­
befähigung; die Statistik der Hochschulprufungen soll­
te auf das Individualzählverfahren umgestellt werden. 

Die Westdeutsche Rektorenkonferenz faßte 1m Fe­
bruar 1964 folgenden Beschluß: .. Die überörtliche 
Planung wird dadurch sehr behindert, daß exakte 
statistische Unterlagen über die zu lösenden Fragen 
nicht vorliegen. Eine Verbesserung der betreffenden 
statistischen Erhebungen durch das Statistische Bun­
desamt und andere Stellen ist daher dringend gebo­
ten". Zu diesen Forderungen traten noch solche von 
Gremien und Experten für Bildungsfragen hinzu: An­
legung einer .. studierenden Kartei", um den Verlauf 
des Studiums und damit die Siekarquote bzw. die 
Zahl der Abgänger ohne Studienabschluß festzustel­
len, Art und Dauer der Schulbildung, Geburtsjahr der 
Schulabgänger an den einzelnen Schularten, Alter 
der Kandidaten bei der Abschlußprufung und Dok­
torprüfung, Zahl der Bewerber an Hochschulen, Zahl 
der Ablehnungen nach dem Grund, ausländische Stu­
dierende und deren Staatsangehörigkeit. N1cht nur 
in der frühen Erkenntnis bedrohlicher Situationen, son­
dern auch in der Analyse der Abhilfemöglichkeiten 
solle die Bildungsstatistik wertvolle Hilfestellung leisten. 

Aufgrund einer großen Anfrage der SPD kam es am 
4. März 1964 zu einer kulturpolitischen Debatte im 
Bundestag, die eine breite Diskussion über die Bil­
dungspolitik in den Medien zur Folge hatte. Die For­
derungen lauteten: Der Bildung und Forschung müsse 
eine ebenso große Bedeutung wie der soz1alen Frage 
im 19. Jahrhundert beigemessen werden, die im Grund­
gesetz angestrebte Einheitlichkelt der Lebensverhält­
nisse in den Bundesländern sei auch für den Bereich 
des Bildungswesens sicherzustellen, der Kulturetat sei 
in seiner Stärke dem Sozial- und Wehretat anzupassen. 

Der Wissenschaftsrat und die Kultusministerkonferenz 
wurden prognostisch tätig. Das Ergebnis dieser Bemü-
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hungen wurde jedoch durch den Mangel an adäqua­
ten statistischen Daten beeinträchtigt. Der Wunsch 
nach einem bre1ten Ausbau der Statistik des Bildungs­
wesens ging daher in erster Unie auf die Notwen­
digkeit zurück, die Planungsarbeiten auf dem Gebiet 
des Schul- und Hochschulwesens stärker auf statisti­
schen Unterlagen aufzubauen (z. B. über künftige 
Schüler-. Abiturienten- und Studentenzahlen, Fragen 
des technischen und akademischen Berufsnachwuch­
ses sowie über den Lehrerbedarf und den Nachwuchs 
an Lehrern). 

Nachdem die Kasseler Beschlüsse von der Finanz­
ministerkonferenz zurückgewesen wurden, erklärte die 
Ständige Konferenz der Kultusminister im Mai 1964 
erneut die Ausweitung der Statistiken im Bildungs­
wesen ab 1965 für unabdingbar; mit dem Beschluß 
vom 7. Juli 1966 wurde das Statistische Bundesamt 
erneut beauftragt, Vorbereitung und Durchführung der 
Hochschulstatistik zu koordiniern und Bundesergeb­
nisse zusammenzustellen. Die fehlenden personellen 
und finanziellen Mittel sowohl beim Bundesamt als 
auch bei den Statistischen Landesämtern und ins­
besondere das Fehlen einer einheitlichen und aus­
reichenden Rechtsgrundlage für die Statistik wirkten 
sich jedoch weiterhin nachteilig auf die Vollständig­
keit und Zuverlässigkeit der Erhebungen aus Darüber 
hinaus fehlten weiterhin amtlich erhobene Angaben 
über den Raumbestand und aktuelle Angaben über 
das wissenschaftliche Personal sowie Angaben über 
Studienverläufe. 

Das Gesetz über eine Bundestatistik 
für das Hochschulwesen (HStatG) 
vom 31.8.1971 

Aufgrund der bildungspolitischen Diskussion in der 
Öffentlichkeit und der demographischen Entwicklung, 
die Schüler- und Studentenberge ankündigte, wurden 
im Zuge der Rnanzreform durch Änderung des Grund­
gesetzes dem Bund Kompetenzen im Hochschulwe­
sen zugebilligt. Durch die 22. Grundgesetzänderung 
vom 12. Mai 1969 (BGBI. S. 359 bzw. S. 363) sind 
der Ausbau und Neubau von Hochschulen (Artikel 
91 a Abs. 1 GG), die überregionale Forschungsför­
derung und die Bildungsplanung (Artikel 91 b GG) als 
Gemeinschaftsaufgaben von Bund und Ländern ver­
fassungsrechtlich verankert worden. Der Bund erhielt 
ferner die Kompetenz für ein Hochschulrahmenge­
setz (Artikel 75 Abs. 1 Nr. 1 a GG) und für die gesetz­
liche Regelung der Ausbildungsbeihilfen (Artikel 7 4 
Nr. 13 GG). 

Für seine Aufgaben und Zuständigkeiten im Hoch­
schulwesen benotigte der Bund umfangreiche stati­
stische Unterlagen. Um einen einheitlichen und rei­
bungslosen Ablauf der Statistik sicherzustellen und 
ihre Ergebnisse ständig verbessern und aktualisie­
ren zu können, war es notwendig, die Hochschul­
statistik für Bundeszwecke gemäß Artikel 73 Nr.11 GG 
auf eine bundesgesetzliche Grundlage zu stellen. Das 
in der Zwischenzeit verabschiedete Hochschulbau­
förderungsgesetz und der Regierungsentwurf für das 
Hochschulrahmengesetz des Bundes steckten den 
Rahmen für die benötigten Daten ab. 

Am 31 .8.1971 wurde das HStatG erlassen. ln der 
Begründung wird ausdrücklich festgehalten. daß "nicht 
all~ Informationsbedürfnisse der Hochschulen und der 
Länder befriedigt werden können. Die Länder werden 
jedoch durch dieses Gesetz nicht gehindert, aufgrund 
eigener Gesetze oder Verwaltungsanordnung zusätz­
liche Daten zu erheben. Auch die Hochschulen kön­
nen aufgrund besonderer landesgesetzlicher Ermäch­
tigungen oder aufgrund ihrer Anstaltsgewalt zusätz­
liche Erhebungen für eigene Zwecke durchführen". 
Es wird ausdrücklich betont, daß ein erheblicher Teil 
der Daten auch für die Länder und Hochschulen 
von Bedeutung ist. Um unwirtschaftliche Doppeler­
hebungen zu vermeiden, war es daher wichtig, daß 
die Erhebung und Aufbereitung der Daten auch für 
Zwecke der Planung und Verwaltung m Hochschulen 
und Ländern Verwendung finden konnten (§1). §2 
legt die Erhebungsbereiche, §3 die Erhebungs­
einheiten (u. a. Studenten und Prüfungen) und § 4 
die Tatbestande fest, die bei Studenten für eine Be­
stands- und Verlaufsstatistik zu erheben sind (u. a 
Angaben zur Person, zum Wohnsitz, zu Art, Zeitpunkt 
und Ort des Erwerbs der Studienberechtigung, zum 
Studienverlauf, zum angestrebten Studienabschluß). 
§ 9 regelt die Erhebung entsprechender Daten für 
die Prüfungskandidaten. ln § 13 ist eine Auskunfts­
pflicht für die Studenten festgelegt. § 15 enthält Re­
gelungen zur Geheimhaltung und in seinem Abs. 3 
auch die Rechtsgrundlage für die Erhebung der Da­
ten für Zwecke der Hochschulstatistik und für ver­
waltungsinterne Zwecke der Hochschulen. Die rich­
tungsweisende Bedeutung dieses Gesetzes bestand 
somit darin, optimale statistische Voraussetzungen 
für eine effiziente Hochschulplanung auf regionaler 
und überregionaler Ebene zu schaffen. 

Da die verschiedenen Funktionsträger mit einem ein­
heitlich erhobenen und aufbereiteten Zahlenmaterial 
bedient werden und jeder Benutzer der Ergebnisse 
daran interessiert ist, die Daten nach seinen Bedürf­
nissen aufbereitet zu erhalten, sind lnformationsbe-
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darfsanalysen erforderlich, deren Ergebnisse ständig 
in das Erhebungs- und Aufbereitungsprogramm ein­
fließen. Die Mitwirkung der Benutzer bei der Entwick­
lung und Aktualisierung des Gesamtprogramms ist 
durch die gesetzliche Verankerung des "Ausschus­
ses für die Hochschulstatistik" (§ 21) gewährleistet; 
es gehören ihm nicht nur Vertreter des Statistischen 
Bundesamtes und der Bundesministerien, des Wissen­
schaftsrates und des Deutschen Bildungsrates an, 
sondern auch Vertreter der Wissenschaftsressorts der 
Länder, der Hochschulen sowie wissenschaftlicher 
Einrichtungen, die mit Hochschulproblemen oder 
Hochschulplanung befaßt sind. Vertreter der Statisti­
schen Landesämter und weitere Sachverständige sind 
mit beratender Stimme vertreten. 

Das Hochschulstatistikgesetz ordnete ca. 20 einzelne 
Statistiken an. nicht alle jedoch konnten gleichzeitig 
verwirklicht werden. 1 Für die Reihenfolge wurde 
daher ein Stufenplan aufgestellt, der bereits mehr­
fach revidiert werden mußte, weil die Kompliziertheit 
der Materie und auch die Haushaltssituation in Bund 
und Ländern einen termingerechten Beginn der 
verschiedenen Einzelstatistiken nicht erlaubte. 

Wenn auch nicht alle Erhebungen realisiert wurden und 
durch die Novaliierung vom 21. April 1980 auf ge­
wisse Tatbestände verzichtet worden ist, hat dieses 
Gesetz die wesentlichen Anforderungen erfüllt. Die 
Programme sehen einen Nachweis der Hochschulen. 
der Studenten, der Prüfungen, der Habilitationen, des 
Hochschulpersonals, des Bestandes an Gebäuden 
und Räumen, der Hochschulfinanzen und der Berufs­
wünsche bzw. Studienwünsche der Abiturienten in 
vielfältiger Gliederung vor. Einheitlich durch alle diese 
Teilstatistiken ziehen sich die Gruppierungen nach 
Hochschularten sowie nach Studienfächern bzw. 
Fachgebieten, die eine Verknüpfung der bislang nicht 
voll vergleichbaren Daten und damit fundierte Ge­
samtaussagen für den gesamten Hochschulbereich 
erlauben. 

Im Gegensatz zu den Schulstatistiken, die Länder­
statistiken blieben und wegen der eigenständigen Ent­
wicklung der Schulformen noch bundeseinheitlich 
vergleichbar gemacht werden, wurde neben der Hoch­
schulstatistik auch die Statistik für die Berufsausbil­
dung 19 7 6 bundeseinheitlich geregelt. Dadurch ge­
lang es, den bisher von der amtlichen Statistik nicht 

1) s1ehe .Hochschulstat1st1k gestern, heute und morgen· 1m 
Heft 11/12 1975 d1eser Zeitschnft 

bearbeiteten großen Bereich in das Programm der 
Bildungsstatistik einzubeziehen und bundeseinheitlich 
zu gestalten. 

Die Statistiken im Hochschulwesen 
Schleswig-Holsteins 

Die Ergebnisse der Hochschulstatistiken sind vom 
Aufbau und Zulassungszeitpunkt einzelner Hochschu­
len in der Nachkriegszeit abhängig. 

ln die Statistiken werden einbezogen: 

- die Christlan-Aibrechts-Umversität zu Kiel, 

- die Pädagogische Hochschule in Kiel, 

- die Pädagogische Hochschule in Flensburg, 
gegründet 1946, 

- die Fachhochschulen in Flensburg, Lübeck. Wedel 
und Kiel mit einzelnen Fachbereichen in Eckernförde 
und Randsburg 2 (durch das Gesetz über Fach­
hochschulen im Lande Schleswig- Holstein vom 
26. Juni 1969 in den Hochschulbereich einge­
gliedert, hervorgegangen aus lngenieurschulen, 
höheren Fachschulen und der Werkkunstschule}, 

- die Musikhochschule Lübeck, 

- die Medizinische Hochschule Lübeck, hervorgegan­
gen aus der 1964 als zweite medizinische Fakul­
tät der Universität Kiel gegründeten Akademie 
(am 11.5.1985 in Medizinische Universitat zu Lü­
beck umbenannt), 

- die Verwaltungsfachhochschule Kiei-Aitenholz, der 
die Ausbildung der Beamten des gehobenen nicht­
technischen Dienstes obliegt (ab Wintersemester 
1978/79 bundeseinheitlich in die Hochschulstatistik 
aufgenommen), 

- die Fernfachhochschule Randsburg für Berufstätige, 
1980 gegründet und in die Statistik ab Winterse­
mester 1984/85 aufgenommen. 

Durch das Gesetz über die Hochschulen des Landes 
Schleswig-Holstein (Hochschulgesetz) vom 2. Mai 
1973 ist u. a. die Fachhochschule für Musik in die 

2) siehe h1erzu auch .Fachhochschulstudenlen" 1m Heft 
3/197 4 dieser Zeitschnft 
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Musikhochschule umgewandelt und die frühere Me· 
dizinische Akademie als selbständige Medizinische 
Hochschule Lübeck statuiert worden. Mit diesem Ge· 
setz wurden auch die pädagogischen Hochschulen 
mit Promotionsrecht ausgestattet. 

Mit Ausnahme der pnvaten Fachhochschule in Wedel 
und der Fernfachhochschule Randsburg sind alle 
anderen Hochschulen in Schleswig·Holstein staatliche 
Einrichtungen. 

Zu den bundeseinheitlich geführten Statistiken im 
Hochschulwesen gehören: 

Studentenstatistiken 

Die Statistik der Studenten wird ab 194 7 I 48 in der 
Form der sogenannten .. Kleinen Hochschulstatistik" 
gefuhrt (aufgrund von Meldungen der Hochschulver­
waltungen über Studenten nach Fachrichtungen) und 
ab Wintersemester 1949/50 in der Form der soge­
nannten .,Großen Hochschulstatistik" (aufgrund von 
umfangreichen Direktbefragungen aller Studenten in 
den Wintersemestern u. a. über Geburtsjahr, Staats­
angehbrigkeit, Art der Berechtigung zum Hochschul· 
studium und Semesterzahl); seit dem Winterseme­
ster 1966/67 wird diese Individualstatistik in jedem 
Semester durchgefLihrt und die Kleine Hochschul­
statistik nicht mehr als Sekundärstatistik von den 
Verwaltungen der Hochschulen, sondern durch eme 
Vorauswertung der Individualbefragung der Studen­
ten erstellt. 

Da beide Studentenstatistiken zu unterschiedlichen 
Termmen fertiggestellt wurden, zeigten sich ständig 
Abweichungen in den Ergebnissen, bedingt durch ver­
spätete Anmeldungen bzw. nachträglicher Abmeldun­
gen der Studenten. Außerdem enthält die große Sta· 
tistik nicht mehr die Beurlaubten Nach der Erwei· 
terung der Merkmate in der Individualerhebung konnte 
in Schleswig- Holstein auf die Fortführung der Kiemen 
Hochschulstatistik ab 1972 verzichtet werden. 

Studentenstatistikergebnisse liegen für die pädago­
gischen Hochschulen erst ab Wintersemester 1950/51 
vor, fur die Medizinische Hochschule Lübeck ab 1964 
und für die Fachhochschulen ab Sommersemester 
1973 (Für die Fachhochschulen bestehen darüber 
hinaus lange Reihen aus den Vorläufern seit 1958)3. 

3) Analysen m1t langen Re1hen sind 1n den Heften 6/1976, 
8/1977 und 5/6 1985 dieser Zeitschnft veroffentlieht 

Steigende Studentenzahlen, das Einbeziehen der 
Fachhochschulen, gestiegene Anforderungen einzel­
ner Hochschulverwaltungen und die technischen Mög­
lichkeiten der EDV führten zur Reorganisation der 
Arbeitsabläufe bei der Erhebung und Aufbereitung 
der Studentenstatistik. Entsprechend dem Zielbündel 
- Aktualisierung der Statistik, Rationalisierung von 
Verwaltungsvorgängen in den Hochschulsekretariaten, 
landeseinheitliche Aufbereitung der Studentensta­
tistik, wirtschaftlicher Vollzug des Hochschulstatistik· 
gesetzes - wurde unter Federführung des Statisti­
schen Landesamtes und in Zusammenarbeit mit allen 
Hochschulen des Landes, mit der Datenzentrale 
Schleswig·Holstein und mit der HIS-GmbH eine fort· 
schreibungsfähige Studentendatei konzipiert und ab 
Wintersemester 1975/76 eingeführt.4 Das Studen­
ten-Operations-System (SOS) wickelt maschinell für 
die Hochschulen einen großen Teil von Verwaltungs­
vorgängen ab und gewährleistet schnelle und voll­
ständige Statistikergebnisse. Für die Datenübergabe 
an die amtliche Statistik steht ein Programm zur Ver­
fügung, das anonymisierte Stammsätze im Format 
des Bandsatzschemas der amtlichen Statistik er­
zeugt. Die so anonymisierten Studentendaten werden 
auf Landesebene ausgewertet und für die Bundes­
statistik gleichzeitig per Magnetband an das Statisti­
sche Bundesamt weitergeleitet. 

Pr üfu n gssta t ist i ken 

Befragungen zur Abschlußprüfung gab es in Schles­
wig-Holstein bereits Mitte der 60er Jahre: da die 
Vollständigkeit der Ergebnisse jedoch recht unter­
schiedlich war, verzichtete man auf eine Veröffent· 
lichung und stellte diese Statistik später ein. Erst 
mit dem Hochschulstatistikgesetz des Bundes ist das 
Prüfungswesen erneut m die HochschulstatiStiken auf­
genommen worden. Der gesetzliche Auftrag schreibt 
eine Befragung der akademischen, kirchlichen und 
staatlichen Prüfungsämter (Prüfungsamtsstatistik) und 
eine Befragung der Kandidaten für Abschlußprüfun­
gen vor (individualisierte Prüfungsstatistik). Eine Prü­
fungsamtsstatistik wurde in Schleswig·Holstein erst­
mals zum Wintersemester 1972/73 erstellt. Die indi­
vidualisierte Prüfungsstatistik ist zum Wintersemester 
1975/76 eingeführt worden. Der Prüfungskandidat 
hat dazu den Erhebungsbogen vor der Prüfung selbst 
auszufüllen. Das Prüfungsamt kontrolliert und ergänzt 
einige Angaben. Die Erhebung und Aufbereitung 
wird semesterweise maschinell durchgeführt. Bei der 

4) s1ehe h1erzu auch .studentenstallsllk auf der Bas1s e1ner 
fortschreibungsfahtgen Date1" 1m Heft 11/12 1975 dieser 
Zettschnft 
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Zahl der Prüfungen muß zwischen dem Personen­
konzept und dem Fallkonzept unterschieden werden. 
Da man auch in mehreren Fächern eine Prüfung ab­
legen kann, ist die Zahl der Prüfungen nach dem 
Fallkonzept größer als die Zahl der Prüfungen nach 
dem Personenkonzept Dies tritt vor allem bei den 
Lehramtsprüfungen auf. Da viele Daten der individu­
alisierten Prüfungsstatistik bereits bei der Studen­
tenstatistik anfallen, wäre eine Verknüpfung für Ver­
laufs-Auswertungen sinnvoll. 

Person alstatist iken 

Für das Hochschulpersonal liegen Veröffentlichun­
gen des Statistischen Bundesamtes aufgrund von Kol­
lektiverhebungen nach einzelnen Hochschulen am 
28. 2.1953 und aufgrund von Individualerhebungen 
am 15.11 .1960 und 15.11.1966 vor. Da die im Hoch­
schulstatistikgesetz geforderte individualisierte Per­
sonalstatistik Anfang der 70er Jahre nicht realisiert 
werden konnte, wurde als Zwischenlösung seit 1972 
jährlich eine Kollektiverhebung von wenigen Daten 
durchgeführt. Zum Stichtag 2. Oktober melden die 
Hochschulverwaltungen das Personal nach Dienstbe­
zeichnungen, Beschäftigungsverhältnis, Beschäfti­
gungszeiten und Rnanzierungsmitteln, gegliedert nach 
Lehrstuhl, Seminar, Fachbereich, Abteilung usw. Dar­
über hinaus wurden für das wissenschaftliche und 
künstlerische Personal Individualerhebungen am 
30.6.1977 und am 20.1 0.1983 durchgeführt. 

Studien- und Berufswünsche 
(A b i t u r i e n t e n b e f r a g u n g) 

Die Individualbefragung von Schülern, etwa ein Vier­
teljahr vor Verlassen der Schule mit der allgemeinen 
Hochschulreife oder der Fachhochschulreife, wird in 
Schleswig-Holstein seit 1972 durchgeführt. Jedes 
Jahr hat der betroffene Schüler selbst einen maschi­
nenlesbaren Fragebogen auszufüllen. Neben diesem 
Individualbogen ist noch ein Mantelbogen von der 
Schule auszufüllen. ln diesem Klassenbogen werden 
die Merkmale Schulart und Schulzweig eingetragen. 
Die maschinelle Aufbereitung erfolgt durch das Sta­
tistische Bundesamt. 

Lehrerseminare 

Lehramtsanwärter, die bereits ihre wissenschaftliche 
Prüfung (1 . Staatsexamen) an einer Hochschule be­
standen haben, werden an den Seminaren des Lan­
desinstituts Schleswig-Holstein für Praxis und Theorie 

der Schule (IPTS) pädagogisch fortgebildet. Die Aus­
bildung beträgt in der Regel drei bis vier Semester 
und schließt mit der pädagogischen Prüfung ab 
(2. Staatsexamen). Daten der Lehramtsanwärter wur­
den seit 1954 einmal im Jahr zum Stichtag 31 . Ja­
nuar erhoben. Die Aufbereitung dieser Erhebung wird 
ausschließlich manuell durchgeführt. 

Habilitationen 

Die Habilitierten werden in der amtlichen Statistik 
Schleswig-Holsteins erst ab 1980 jährlich nach den 
Merkmalen Geschlecht, Geburtsjahr, Staatsangehörig­
keit, Lehrfach, Dienst- und Beschäftigungsverhältnis 
befragt. 

Raumbest an dsst a t i sti k 

Für die Empfehlungen zu den Rahmenplänen nach 
dem Hochschulbauförderungsgesetz werden Daten 
über die Grundstücke, Gebäude und Räume im Hoch­
schulbereich benötigt. Das Statistische Landesamt 
führte in Schleswig-Holstein zum ersten Male 1973 
diese Erhebung (ohne Grundstücke) durch, wobei 
die Vorarbeiten des Wissenschaftsrates als Grund­
lage übernommen werden konnten Die Raumbestän­
de werden jährlich zum Ende des Jahres an jeder 
Hochschule erfaßt. Dabei werden bereits erhobene 
Raumbestände fortgeschrieben, d. h. nur Änderungen, 
Neuzugänge und Löschungen werden gemeldet bzw. 
Gesamtbestände per Magnetband dem Statistischen 
Landesamt übersandt. Aus dem so aktualisierten 
Raumbestand werden Tabellen, Usten und Karteien 
erstellt. 

Hochschulfinanzstatistik 

Es werden jährlich Ist-Ausgaben und Ist-Einnahmen 
in haushaltsmäßiger und fachlicher Gliederung erho­
ben, und zwar an allen Hochschulen und entspre­
chenden Einrichtungen einschließlich der Hochschul­
kliniken und sonstiger der Ausbildung von Studenten 
dienender Krankenanstalten. 

Studienve r I aufsauswert u n g e n 

Kritiker der Hochschulstatistik weisen seit langem 
darauf hin, daß die Studenten- und die Prüfungs­
statistik als reine Bestandsstatistiken angelegt sind, 
also lediglich Strukturverhältnisse darlegen. Welchen 
Weg die Erstimmatrikulierten nehmen, d. h., ob sie 
direkt oder auf Umwegen zu einem erfolgreichen 
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Hochschulabschluß gelangen oder ihr Studium vor­
zeitig aufgeben, kann statistisch nicht festgestellt wer­
den. Auch über die Verweildauer der Studenten kön­
nen bisher nur Angaben aus der Prüfungsstatistik 
und dann auch nur für die Erfolgreichen gemacht 
werden. Schließlich fehlt die Zahl derjenigen, die wäh­
rend ihres Studiums die Hochschule, den Studien­
gang oder d1e Studienfächer gewechselt haben. Da­
ten über den Studienverlauf, wie er sich vor allem 
durch die Erfassung der Fachwechsel, der Studien­
abbrüche, der Studien- und Verweildauer sowie der 
entsprechenden Abbruch- und Erfolgsquoten in einer 
fächerspezifischen Ausprägung darstellt, sind aber un­
erläßliche Grundlage für Kapazitätsberechnungen und 
somit für einen rationellen Einsatz öffentlicher Mittel. 

Um die Individualdaten des Studenten für die Dauer 
eines Studiums zusammenzuführen, bedurfte es eines 
technischen Hilfsmittels, weil es bundeseinheitliche 
Ordnungsmerkmale (Matrikelnummern bzw. Personen­
kennzeichen) nicht gab. Bereits zum Winterseme­
ster 1966/67 wurde ein lntentifikationsmerkmal ein­
geführt, das Angaben über Geburtsdatum und Ge­
schlecht sowie verschlüsselte Bestandteile des Na­
mens und Geburtsortes enthält. Nach lnkrafttreten 
des Hochschulstatistikgesetzes wurde als Grundlage 
für den späteren Aufbau einer Verlaufsdatei das Iden­
tifikationszeichen (ID) in den Datensatz der Bundes­
statistik aufgenommen. Bei der Konzeption der Zu­
sammenführungs- und Bareinigungsprogramme hat 
das Land Nordrhein-Westfalen Vorleistungen erbracht, 
die in ein bundeseinheitliches Prüf- und Bareinigungs­
programm übernommen wurden. Bei den Bareini­
gungsarbeiten (von Mehrfachmeldungen und fehler­
haften Verschlüsselungen) hat es sich als dringende 
Notwendigkeit herausgestellt, zur Erleichterung bei 
Rückfragen Namensbestandteile in die Bandsätze auf­
zunehmen. Nach Optimierung der Programme hat 
das Statistische Bundesamt inzwischen das gesamte 
Datenmaterial vom Sommersemester 19 7 2 bis Som­
mersemester 1983 maschinell zusammengeführt. 
Aus dieser Verlaufsdatei können vielfältige Auswer­
tungen über den Hochschul-, Studiengang- und Fä­
cherwechsel sowie zur Studiendauer vorgenommen 
werden. 

Ab 1985 sollten Ergänzungen des Datensatzes für 
die Verlaufsstatistik (Aufnahme von Namensbestand­
teilen, zusätzliche Angaben über einen zweiten Stu­
diengang und weitere Abschlüsse sowie Übernahme 
der Ergebnisse aus der individuellen Prüfungsstatistik) 
vorgenommen werden, die jedoch aufgrund der Dis­
kussionen über das Urteil des Bundesverfassungsge­
richts zum Volkszählungsgesetz ausgesetzt wurden. 

Auswirkungen des Volkszählungsurteils 
auf die Hochschulstatistik 5 

Zur Ausgangslage sei daran erinnert, daß das Hoch­
schulstatistikgesetz die Erfassung personenbezogener 
Angaben bei den Studenten, beim wissenschaftlichen 
und künstlerischen Personal sowie bei den Prüfungs­
kandidaten vorsieht; diese Einzelangaben mit Namen 
und Anschrift stehen den Erhebungsstellen für ver­
waltungsinterne Zwecke zur Verfügung und können 
außerdem im Einzelfalle an andere Hochschulen wei­
tergeleitet werden. 

Die Aussagen des Volkszählungsurteils vom 15.12.1983 
zur Trennung von Statistik und Verwaltung haben zur 
Folge, daß statistische Einzelangaben nicht für Ver­
waltungszwecke genutzt werden dürfen. 

Das bestehende System der amtlichen Hochschul­
statistik mit seiner engen Verbindung zur Hochschul­
verwaltung wird nach dem Urteil des Bundesverfas­
sungsgerichts zur Volkszählung als verfassungsrecht­
lich bedenklich angesehen und muß daher entflochten 
werden, auch wenn die bisher geübte Praxis verwal­
tungstechnisch gesehen äußerst wirtschaftlich war und 
jede andere Lösung aufwendiger wird. 

Um dem zu entsprechen, sind nach dem Vorentwurf 
vom 6. 6. 19 84 zur Novaliierung des Hochschulstati­
stikgesetzes folgende Korrekturen vorgesehen: 

a) Umstellung der primärstatistischen Erhebungen bei 
den Studenten (Immatrikulation, Rückmeldung, Ex­
matrikulation) auf sekundärstatistische Erhebungen 
auf der Grundlage von Verwaltungsdateien der 
Hochschulen und unter Verzicht auf Erfassung 
von Vor- und Familiennamen, Geburtsort, Geburts­
datum, Matrikei-Nr. usw.8 

b) Wegfall der bisher gegebenen verwaltungsinternen 
Verwendungsmöglichkeit von Ergebnissen aus der 
Erhebung bei den Prüfungskandidaten, 

5) Da rechtliche Ausführungen zu den Le1tsatzen den Rahmen 
d1eses Artikels sprengen wurden, wtrd zur Rechtsproblematik 
auf die Ausführungen von Hartung in den Kurzinformaltonen 
HIS, Heft A 7/84 und auf das Rechtsgutachten von Lulhes 
des Bayerischen Staatsinstitutes fur Hochschulforschung 
und Hochschulplanung, Sonderdruck 1/1985 verw1esen 
und hier nur auf den aktuellen Diskussions~tand einge­
gangen. 

6) in der Datensatzbeschreibung Sind die wegfallenden 
Merkmale m1t • gekennzeichnet. 
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Bundeseinheitlicher Datensatz und Erhebungsmerkmale der Studentenstatistik 

Satz- Erhebungsmerkmal 
stellen 
Anzahl 

2 Berichtsland 
1 Berichtssemester 
2 Berichtsjahr 
3 Hochschule 
6 Paginier-Nr. 
6 Matrikel- Nr.* 
3 Namens- Schlüssel* 

(Umsetzung des Geburtsnamens 
m emen Zahlensch/üssel ) 

1 Geschlecht 
2 Geburtstag* 
2 Geburtsmonat • 
2 GeburtsJahr 
2 Geburtsland* 
3 Geburtsortschlussel * 

(Umsetzung des Ortsnamens 
m emen ZahlenschWssel ) 

1 (Zw1llingskennze1chen) • 
3 Staatsangehöngkeit 
1 Familienstand* 

5 Wohnsitz 
2 -Land 
3 -Kreis 

3 

2 

1 
1 
2 

2 

3 
1 
2 
3 
1 
2 
3 
1 
2 
3 
1 
2 

2 

Hörerstatus 

-Student 
Hauptnorer I Nebenhörer I Studienkollegiat 

-Studium 
Prllsenzstudlum I Femstud1um I Pra;nssemester 

- Zweithochschule 
( HochsciHJ/e der Zwei!elnschreJbung) 

Hochschulsemes terza h I 

-insgesamt 
(Semester an Hochschulen 1m Bundesgebiet 
emschtleBIIch der Urlaubssemester) 

- Urlaubssemester 
- Semester am Studienkolleg 
- Semester an Hochschulen außerhalb 

des Bundesgebiets 
Fachsemesterzahl 

Studienfach I Studienfacher 

- 1. Studienfach 
Hauptfach I Nebenfach 
Zahl der Semester 

- 2. Studienfach 
Hauptfach I Nebenfach 
Zahl der Semester 

- 3. Studienfach 
Hauptfach/ Nebenfach 
Zahl der Semester 

- 4. Studienfach 
Hauptfach I Nebenfach 
Zahl der Semester 

Art der angestrebten 
nächsten Abschlußprüfung 

Satz­
stellen 
Anzahl 

3 
3 
3 

2 
2 
2 

2 
2 
2 

3 
1 
2 
1 

2 

3 

2 
2 
1 
2 

3 
2 

Erhebungsmerkmal 

Fakultät/ Abterlung/ 
Fachbereich 

- 1. Kennziffer 
- 2. Kennziffer 
- 3. Kennziffer 

Vorexamen 

-Art 
-Semester 
-Jahr 

Zuletzt bestandene 
Abschlußprufung 

-Art 
-Semester 
-Jahr 
- Art des jetz1gen Studiums 

Zweitstudium 
Aulbeustud1um 
Kontaktstudium 
Promotionsstudium 

Erstimmatrikulation 

- Hochschule 
-Semester 
-Jahr 
- Semester der erstmaligen Immatrikulation 

an der jetzigen Hochschule 
- Jahr der erstmaligen Immatrikulation 

an der jetzigen Hochschule 

Letzt im ma tri k u I a ti on 
- Kennziffer 

Gleiche Hochschule !Im Bundesgebiet / 
Außerhalb des Bundesgebiets 

- Hochschule bzw Staat 
Im Bundesgebiet: 
Hochschule der LeiZtlmmatnkulation 

Außerhalb des Bundesgebiets · 
Land (Staat) der LetZtlmmatrllwlatiOn 

Beurlaubung 1m letzten Semester 
Ja, Nein 

Hoc hsc h u I zu gang s be recht i g u n g 

- Jahr des Erwerbs 
- Art des Erwerbs 
:... Art der Hochschulreife 
- Bundesland des Erwerbs bzw. außerhalb 

des Bundesgebiets 
- Kreis bzw. Staat des Erwerbs 

(Berufsziel) 

Ausbildung 
und berufliche Stellung der Eitern* 

- Allgemeiner Schulabschluß der Mutter 
- Beruflicher Abschluß der Mutter 
- Allgemeiner Schulabschluß des Vaters 
- Beruflicher Abschluß des Vaters 
- Berufliche Stellung der Mutter 
- Berufliche Stellung des Vaters 

Beurlaubung I Exmatrikulation 
Gründe der Beurlaubung bzw. Exmatrikulation 

*) Diese Merkmale würden nach dem Vorentwurf zur Novaliierung des Hochschulstatrstikgesetzes wegfallen. 
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c) Wegfall aller sonstigen Weiterleitungsregelungen, 

d) Wegfall der verlaufsstatistischen Auswertungen aus 
Studenten- und Prüfungsstatistiken, 

e) Wegfall der bisherigen personenbezogenen Erhe­
bungen über das wissenschaftliche und künstleri­
sche Personal, 

f) Wegfall der Abiturientenbefragung. 

Diesen Änderungsabsichten stehen jedoch Anforde­
rungen der Forschung, der Bildungsplaner und Be­
fürchtungen der Vertreter der amtlichen Statistik be­
züglich der zu erwartenden Verschlechterung der Qua­
lität der Hochschulstatistiken gegenüber. Bei den Dis­
kussionen spielt dabei eine besondere Rolle die Fra­
ge, auf welche Weise die Verlaufsauswertungen fort­
geführt werden können, wobei auch Ersatzlösungen 
erwogen werden (z. B. eine wiederholte Direktbefra­
gung eines repräsentativ ausgewählten Kreises der 
Studenten bzw. eine Rückbefragung der Prüfungskan­
didaten hinsichtlich ihres Studienverlaufs, oder eine 
Rückbefragung von Studienabgängern). Dieser um­
strittene Novellierungsvorentwurf sieht in nahezu allen 
Bereichen grundlegende Veränderungen mit z. T. er­
heblichen Verschlechterungen für Erhebung, Aufberei­
tung und Nutzung der amtlichen Statistikdaten vor. 
Aufgrund von Gegenstellungnahmen einzelner Bundes­
länder, des Wissenschaftsrates vom 10.10.1984, der 
Ständigen Konferenz der Kultusminister vom 8.2.1985, 
und aufgrund von Erörterungen 1m Ausschuß für die 
Hochschulstatistik ist der Novellierungsvorentwurf 
mehrmals umformuliert worden, jedoch wegen der 
Abstimmung mit Vertretern des Bundesministeriums 
für Justiz. des Bundesministeriums des lnnern und 
des Bundesbeauftragten für den Datenschutz noch 
nicht im Bundeskabinett erörtert worden. Inzwischen 
wird vor einer Überinterpretierung des Volkszählungs­
urteils, die eine zusätzliche Bürokrat1sierung zur Fol­
ge haben muß, gewarnt. 

Das 1985 erschienene Rechtsgutachten des Bayri­
schen Staatsinstituts für Hochschulforschung und 
Hochschulplanung7 teilt jedenfalls die enge Ausle­
gung im Vorentwurf des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft nicht und kommt zum Ergebms, 
daß nach wie vor eine Erhebung des Vor- und Fa­
miliennamens und des Geburtsortes als statistische 
Hilfsmerkmale für eine fehlerfreie Studentenstatistik 
rechtlich zulässig sei; auch gegen eJne Fortführung 

7) a. a. 0 . 

der Studienverlaufsstatistik beständen keine rechtli­
chen Bedenken. Dabei müßten jedoch die im Volks­
zählungsurteil geforderten umfangreichen rechtlichen 
Maßnahmen zum Schutz der Daten vor einem mög­
lichen Mißbrauch beachtet und die Erhebung und Ver­
arbeitung von Studentendaten für Zwecke der Hoch­
schulverwaltung von den Ländern gesetzlich geregelt 
werden. Für die Prüfungskandidatenstatistik schlägt 
das Gutachten vor, den individuell ausgefüllten Er­
hebungsbogen in verschlossenen Umschlägen mit Na­
men und Anschrift abgeben zu lassen, um eine Ein­
sichtnahme durch die Prüfungsämter, die die Bögen 
an das Statistische Landesamt weiterleiten, auszu­
schließen. Die Studenten und Kandidaten müßten je­
doch ausführlich über den Zweck, den Inhalt und das 
Verfahren der Erhebungen, über mögliche Weiterlei­
tungen ihrer Daten sowie über ihre Rechte informiert 
werden. Eine Weitergabe statistischer Einzelangaben 
für wissenschaftliche Zwecke sei ebenfalls rechtlich 
zulassig, allerdings ausnahmslos ohne Namen und An­
schritt. 

Da die Diskussion noch im Ruß ist und die Verun­
sicherung der Hochschulen und der statistischen Äm­
ter zunimmt, zeigen sich erste Erosionserscheinungen 
für die bundeseinheitliche Hochschulstatistik. Die Län­
der Hessen, Bremen und Baden-Württemberg liefern 
beispielsweise zur Zeit keine Identifikationkennzeichen 
bei der Studentenstatistik und der Prüfungsstatistik 
mit der Folge, daß weitere verlaufsstatistische Zusam­
menführungen gefährdet sind. 

Um einen Bruch in den einzelnen Statistiken zu ver­
meiden und gleichzeitig datenschutzrechtlichen Be­
denken Rechnung zu tragen, wurden in SchleswJg­
Holstein für die Übergangszeit folgende flankierende 
Maßnahmen getroffen: 

a) Ab Wintersemester 1984/85 werden keine Einzel­
angaben mehr weitergeleitet. 

b) Fragen, die in den Erhebungsbögen nicht durch 
das Hochschulstatistikgesetz abgedeckt sind, sind 
als freiwillige Angaben gekennzeichnet. 

c) Für die Fortschreibung der Studentenstatistik er­
folgt die Rückmeldung der Hochschulsekretariate 
an das Statistische Landesamt ab Sommerseme­
ster 1985 nur mit Hilfe der anonymen Lochkarte; 
betroffen davon sind immerhin ca. 93% der Stu­
ten, für die verbleibenden 7 % der Studenten wird 
der Immatrikulationsantrag nach Erfassung und 
Plausibilitätsläufen unverzüglich vernichtet bzw. auf 
Wunsch den Hochschulen zurückgesandt. 
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d) Ausdrucke für Verwaltungszwecke werden von der 
Datenzentrale Schleswig-Holstein direkt an die auf­
traggebenden Hochschulen versandt. 

e) Nach Abschluß der Erfassung und Bereinigung von 
Fehlerprotokollen werden alle Erhebungsunterlagen 
der amtlichen Hochschulstatistik unverzüglich ver­
nichtet. 

Schlußfolgerungen für die künftige Arbeit 

Die landesrechtliehen Voraussetzungen für die Daten­
erhebung in den Hochschulen müssen parallel zum 
neuen Hochschulstatistikgesetz entwickelt werden und 
spätestens zusammen mit dem neuen Hochschulsta­
tistikgesetz in Kraft treten. Anderenfalls können die 
Verwaltungsaufgaben der Hochschulen und die Sta­
tistikaufgaben des Landesamtes nicht nahtlos weiter­
geführt werden. Ort der Regelung wäre das Landes­
hochschulgesetz. Sollte es zur Novaliierung des Lan­
desgesetzes nicht kommen, wäre zumindestens drin­
gend erforderlich, landeseinheitlich auf dem Verord­
nungswege die Hochschulen anzuhalten, die Verwal­
tungsdaten in ihren Satzungen zu verankern. 

Da auch das Volkszählungsurteil für die Durchführung 
der Statistik benötigte personenbezogene Hilfsanga­
ben ausdrücklich zuläßt, sollten die bisherigen Hilfs­
angaben auch in Zukunft erhoben werden. Den An­
forderungen des Datenschutzes könnte dabei durch 
Präzisierung der Aufbewahrungs-, Trennungs- und Lö­
schungsregelungen voll Rechnung getragen werden. 
Die gesamte Ordnungssystematik des Erhebungs- und 
Aufbereitungsprogramms für die Studentenstatistik 
beruht auf diesen Hilfsangaben. Ohne sie können 
die durch Mehrfacheinschreibungen entstehenden 
Doppelzählungen nicht mehr bereinigt und gezielte 
Fehlerbereinigungen kaum vorgenommen werden; ihr 
Wegfall würde erhebliche Umstellungsschwierigkeiten 
mit sich bringen, so daß - neben dem auf jeden 
Fall zu erwartenden dauernden Qualitätsverlust - für 
einige Zeit auch ein völliger Informationsausfall ein­
treten könnte. Das über ein Jahrzehnt zur Zufrieden­
heit aller Hochschulen betriebene "Studenten-Opera­
tions-System" (SOS) kann ohne die Hilfsmerkmale 
nicht funktionieren. Die schleswig- holsteinischen 
Hochschulen sind zur Zeit aber voll auf das SOS- Ver­
fahren angewiesen, und auch die Statistik kann auf die 
Hard- und Software sowie auf die im SOS-Verfahren 
ablaufenden Arbeitsvorgänge (Signierung, Datener­
fassung, Plausibilitätskontrollen) nicht verztchten. 

Bei der Prüfungskandidatenstatistik sollte im Rahmen 
der Primärerhebung bei den Kandidaten auf die Zu­
sammenarbeit mit den Prüfungsämtern nicht verzich­
tet, sondern im Sinne des oben zitierten bayrischen 
Gutachtens verfahren werden, um hohe zusätzliche 
Portokosten, einen erhöhten Verwaltungsaufwand und 
eine erhebliche Untererfassung und Vezögerung zu 
vermeiden. Darüber hinaus kann - w1e bereits jetzt 
in Schleswig-Holstein - auf die parallel dazu geführ­
te Prüfungsamtsstatistik verzichtet werden. 

Einschränkungen des Recht auf informationalle Selbst­
bestimmung sind nach dem Volkszählungsurteil zu­
lässig, wenn ein überwiegendes Allgemeininteresse 
vorliegt. Dieses Allgemeininteresse ist für den Be­
reich der Hochschulstattstiken, d. h in den vorliegen­
den Fallen von Auskunftspflichten für Studenten. Prü­
fungskandidaten und Hochschulpersonal, zu bejahen. 
Angesichts des gegenwärtigen Ausgabenvolumens 
von rd. 22 Mrd DM für den Hochschulbereich ist 
es finanzwirtschaftlich, hochschul· und gesellschafts­
politisch unerläßlich, daß über diese Sachverhalte 
auch für künftige Planungs- und Entscheidungspro­
zesse sichere Daten zur Verfügung stehen. Stichpro­
ben auf freiwilliger Basis vermögen den Gesamtbe­
darf nicht abzudecken, auch wenn zur Abrundung 
des Bildes empirische Untersuchungen über Bildungs­
und Berufsverläufe durch die HIS-GmbH, Sozialer­
hebungen des Deutschen Studentenwerks und Unter­
suchungen des Instituts für Arbeitsmarkt· und Berufs­
forschung über den Akademikerarbeitsmarkt erfor­
derlich bleiben. Diese Untersuchungen können nur 
Teilaspekte erfassen und eine amtliche Statistik nicht 
ersetzen, zumal sie meist auf dieser aufbauen. 

Ziel des neuen Hochschulstatistikgesetzes muß es 
deshalb bleiben, die Kontinuität zu wahren und neue 
Anforderungen abzudecken. Neben den bisherigen 
Anforderungen an die verlaufsstatistischen Auswertun­
gen werden nämlich differenziertere Auswertungen 
zunehmend bedeutsam. 

Die Rolle der Hochschule innerhalb des Bildungs­
systems, aber auch innerhalb der Gesamtwirtschaft 
und Gesellschaft ist im Wandel. Dies drückt sich 
z. B. in einer veränderten Sozialschichtung ebenso 
aus wie in einem grundlegenden Wandel der Berufs­
chancen und der Erwartungen der Hochschulabsol­
venten. Berufliche Praxis vor der Aufnahme eines 
Erststudiums stellt ebenso wie die Wiederaufnahme 
eines abgebrochenen oder eines neuen Studiums 
nach zwischenzeitlicher Berufstätigkeit keine Ausnah­
me mehr dar. Diese hier angedeutete Entwicklung 
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impliziert eine zunehmende Lösung des Hochschul­
studiums von einer bestimmten Alters- und Lebens­
phase. Die Zusammensetzung der Studentenschaft 

Kurzberichte 

Studenten im Sommersemester 1985 

Im Sommersemester 1985 sind an den schleswig­
holsteinischen Hochschulen 30 046 Studierende ein­
geschrieben, darunter 11 406 (38 %) weiblichen Ge­
schlechts. Damit ist ein neuer Höchststand eines Som­
mersemesters erreicht, gegenüber dem Vorjahr ist 
die Gesamtzahl um 1 604 oder 6% gestiegen. 

Bei diesem Vergleich mit dem Sommersemester 1984 
ist jedoch zu berücksichtigen, daß die Berufstätigen, 
die an der Fernfachhochschule Rendsburg einem Fern­
studium nachgehen, erstmals im Wintersemester 
1984/85 in die Studentenstatistik miteinbezogen wor­
den sind. Ohne die Studenten dieser Hochschule be­
tragt die Zuwachsrate nur 2 %. 

Der Trend der letzten Jahre hat sich weiterhin fort­
gesetzt : Die Fachhochschulen - mit Ausnahme der 
Verwaltungsfachhochschule - haben überdurch­
schnittlich hohe Zuwachsraten, an den pädagogischen 
Hochschulen und an der Verwaltungsfachhochschule 
sind die Studentenzahlen dagegen weiter zurückge­
gangen. Die Zahl der Studenten, die einem Lehramts­
studium nachgehen, ist ebenfalls stark rückläufig. 

Den stärksten relativen Zuwachs verzeichnete jedoch 
die Medizinische Universität zu Lübeck. Die folgende 
Tabelle enthält die Studentenzahlen der einzelnen 
Hochschulen im Vergleich zum Vorjahr. 

Der verstärkte Zustrom zu den Fachhochschulen wird 
bei den Studienanfängern noch deutlicher: Von den 
1 1 59 Studenten, für die das Sommersemester 1985 
das erste Hochschulsemester ist, sind 71 % an einer 
Fachhochschule immatrikuliert. An den pädagogischen 
Hochschulen und an der Verwaltungsfachhochschule 
wurden in diesem Semester keine Studienanfänger 
eingeschrieben. Im letzten Jahr (Wintersemester 
1984/85 und Sommersemester 1985) haben 50% 

nach ihrer Vorbildung und vorangegangenen berufli­
chen Erfahrungen andert sich entsprechend. 

Leonhard Gawlik 

Hochschule Studie- Veranderung 
rende gegenüber 

Sommersemester 
1984 

Anzahl in % 

Universttat Ktel 16378 53 0 
Mediztnische Universität Lübeck 985 171 21 
Pädagogtsche Hochschule Rensburg 708 - 99 - 12 
Padagogtsche Hochschule Kiel 1676 - 270 - 14 

Musikhochschule Lübeck 343 4 
Fachhochschule Rensburg 826 119 17 
Fachhochschule Kiel 4385 471 12 
Fachhochschule Lübeck 1870 219 13 

Fachhochschule Wedel 922 19 2 
Fernfachhochschule Randsburg 1 017 X X 
Verwaltungsfachhochschule 

Altenholz 936 - 100 - 10 

Alle Hochschulen 30046 1 604 8 
darunter 
Lehramtsstudenten 4343 - 723 - 14 

der Studienanfänger ihr Studium an einer Unrversität 
begonnen, 45% an e1ner Fachhochschule, 4% an 
einer pädagogischen Hochschule und 1 % an der 
Musikhochschule Lübeck. 

Die Verteilung der Studierenden an den Universitäten 
und Fachhochschulen nach der Fächergruppe des 
ersten Studienfachs ist aus der Grafik erkennbar. 

An den Universitäten ist die Zahl der Studenten ge­
genüber dem Sommersemester 1984 in der Fächer­
gruppe Medizin um 6% und in den Fächergruppen 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften sowie Mathe­
matik/Naturwissenschaften um je 3% gestiegen, wäh­
rend sie in den Fächergruppen Theologie (- 6 %), 
Rechtswissenschaften (- 2 %), Philosophie/Geistes­
wissenschaften (- 1 %) und Agrarwissenschaften 
(- 0 %) rückläufig ist. 

Den starksten Zuwachs - sowohl absolut als auch 
relativ - verzeichneten jedoch die Studiengänge der 
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Studenten Im Sommersemester 1985 
an Universitäten 

und Fachhochschulen 
nach Fächergruppen 

054 1 lA s,.. 

91158 

Ingenieurwissenschaften an den Fachhochschulen: die 
Zahl der Studierenden in dieser Fächergruppe ist um 
621 oder 12% auf 5 931 gestiegen. Auch in den 
übrigen Fächergruppen sind die Studentenzahlen an 

Erläuterungen 

den Fachhochschulen gestiegen: in der Fächergrup­
pe Kunst/Kunstwissenschaften um 8 %, Agrarwissen­
schaften um 7% sowie Wirtschafts· und Sozialwis­
senschaften um 3 %. 

Bei diesem Vergleich sind die Studenten der Fern­
fachhochschule, die alle der Fächergruppe Wirtschafts­
und Sozialwissenschaften zugeordnet werden, nicht 
berücksichtigt, da sich sonst eine unrealistische Zu· 
wachsrate für diese Fächergruppe ergeben würde. 
ln der Grafik ist diese Hochschule einbezogen. 

Der Anteil der weiblichen Studenten ist von 39% 
im Vorjahr auf 38% zurückgegangen. Die Frauen sind 
nach wie vor überdurchschnittlich stark an den pä· 
dagogischen Hochschulen (71 %), in der Fächergrup· 
pe Philosophie/Geisteswissenschaften der Untversität 
Kiel (61 %) und an der Musikhochschule (57%) ver· 
treten. An den Fachhochschulen sind die Studen· 
tinnen mit einem Anteil von 23% besonders unter· 
repräsentiert, in der Fächergruppe Ingenieurwissen­
schaften sind sogar nur 14 % der Studierenden weib­
lichen Geschlechts. An den Untversitäten ist der Frau­
enanteil in den Fächergruppen Wirtschafts· und So­
zialwissenschaften sowie Mathematik/Naturwissen­
schaften mit jeweils 31% am geringsten. 

Das Lehramtsstudium ist dagegen bei den Frauen 
beliebter als bei den Männern: Wahrend von den 
männlichen Studierenden nur 9% eine Lehramts· 
prüfung anstreben, sind es bei den Studentinnen im­
merhin 23%. 

lngo Petersen 

Dte Quelle ist nur bei Zahlen vermerkt, die ntcht aus dem Statistischen Landesamt stammen 

Der Ausdruck . Kretse" steht veremfachend fur . Kretse und kreistrete Städte· 

Dtfferenzen zwtschen Gesamtzahl und Summe der Tetlzahlen entstehen 
durch unabhangtge Rundung ; allen Rechnungen ltegen dte ungerundeten Zahlen zugrunde. 

Be1 Großenklassen bedeutet zum Betsptel .1- 5" .• 1 btS unter 5". 

Zahlen 10 () haben emgeschrankte Aussagefahtgk&ll 

p vortauftge Zahl 
benchttgte Zahl 

s geschätzte Zahl 
D Durchschnitt 

Zetchen anstelle von Zahlen tn Tabellen bedeuten : 
0 weniger als die Halfte von 1 in der letzten besetzten Stelle, Jedoch mehr als nichts 

mchts vorhanden 
Zahlenwert unbekannt oder gehetmzuhalten 

I Zahlenwert ntcht sicher genug 
X Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht Sinnvoll 

Angabe fallt spater an 
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STATISTI SCHE MONATSHEFTE SCHLESWIG-HOLSTEIN 
37. Jahrgang Heft 8 August 198S 

SCHLESIII&-HOLSTEIN I" ZAHLENSPIEGEL 

IIIIIATS- UICl VIERTELJAHRESZAHLEN 

1983 1954 1984 198S 

Monats- April l'!al Juni Hdrz Apr11 l'!al Jun1 durchschnitt 

BEVOLKERUNG UND ERIIERBSTilTIGKEIT 

*BEVOLKERUNG Al1 IIINATSENOE 1000 2 618 2 61S 2 616 2 616 2 615 2 613 2 61J 

HATCALICHE BEVOLKERUNGSBEWEGUNG 

•Eheschlle8ungcnl) Anzahl I 237 I 254 I 135 740 2 015 1 067 931 . je 1 000 El~w . und I Jahr 5,7 5,8 ~.3 7,8 9,4 4,8 4,1 
:lebendgeboreneZ l Anzahl 1 956 I 913 I 972 I 969 I 98S I 918 934 

je I 000 Elnw. und I Jahr 9,0 8,8 9,2 8,9 9,2 8,6 9,0 

•Gestorbenell (ohne Totgeborene) Anzahl 2 sas 2 S65 2 602 2 642 2 541) 2 859 z sa~ 
je 1 000 El~w. und I Jahr 11,9 11,8 12,1 11,9 11,8 12,9 12 ,0 

darunter 111 ersten Lebensjahr Anzahl 19 18 16 23 8 16 21 
je 1 000 Lebendgeborene 9,7 9,4 8,1 11,7 4,0 8,3 10,9 

•Qberschuß der Geborenen ( •) oder Gestorbenen (-) Anuhl - 629 - 652 - 630 - 673 - 555 - 941 - 6SI 
je 1 000 ffnw. und 1 Jahr - 2,9 - 3,0 - 2,9 - 3,0 - 2,6 - 4,2 . 3,0 

IIOOEAUNGf:N 

*Ober d ie Landesgrenze Zugezogene Anzahl 5 436 5 582 5 491 5 601 5 243 4 709 5 799 
*Ober dl e Landesgrenze Fortqezoqene Anzahl 4 937 5 164 4 881 4 665 5 651 4 502 4 808 

•Wanderungsgewl nn ( ~) oder -ver! uJt (-) Anzohl • 499 ~ 418 + 610 t 936 - 408 + 201 • 991 
*Innerhalb des Landes UQ!qezogene4 Anzahl 10 09~ 10 213 9 260 9 528 10 300 9 293 9 937 
lland~rungs t alle Anzahl 20 468 20 958 19 644 19 794 21 194 18 504 20 544 

je 1 000 EI nw. und 1 Jahr 140 143 134 132 146 125 142 

~RBEITSLAGE 

·~rbcttslosc I 000 101 109 107 101 102 127 117 111 106 
darunter *M.inner 1 000 62 64 64 59 ~9 78 70 66 62 

Kurzarbel ter I 000 11,1 13,7 16,1 12,7 8,4 22,1 16,4 10,6 6,S 
duunter ~nner I 000 14,2 12,0 14,6 10,8 7,0 20,1 14,8 9,1 5.4 

Offene Stellen I 000 2,5 2.7 3,3 3,2 3,0 3,8 3,7 3,3 3,1 

lANDIIIRTSCHAFl 

(KBESTA!Q 

*Rindvlth (einschließlich Kälber) I 000 I 616• I 6271 I 666 I 6~2 
darunter *HIIchkLihe 

(ohne kmen- und llutterl.uhe) I 000 5741 5454 ~37 507 
•Scrtwelne I 000 7331 7674 783 746 

darunter •Zuchtsauen I 000 1904 1911 194 191 
uarunter •trathtig I 000 128a 1304 126 126 

SCHLACHTUNetNS) 

*Rinder (ohne Kdlber) 1 000 St . 38 45 35 39 30 37 42 45 28 
•Kalber I 000 St. I I I I I I 1 1 I 
*Schweine I 000 St. 238 240 234 238 2Z9 232 733 233 Zll 

d•runter •Hausschlachtungen 1 000 St. 4b 4' 3 2 2 3 2 l 2 

•SOfLACHTl'\.NSE1f6) AUS GEW!:RBLICIIEN SCHLACHTU~GEN5) 
(ohne Gefl uge 1 ) 1 000 t 29,8 31,7 28,4 29,8 26,1 29,2 31,3 32,3 25,2 

darunter •Rinder (ohn• Kälber) I 000 t 10,5 12,4 9,5 10,5 8,2 10,0 11,1 12,6 1,8 
*Kälber I 000 t 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 
*Schweine I 000 t 19,0 19,1 18,8 19,1 18,2 18,7 19,1 19,1 17,0 

DURCHSCHIHTTLICHES SCHl.~HTGfWICHT furS) 

Rinder (ohne Kalber) kg 284 281 270 272 274 277 282 281 279 
Kalber kg 106 108 108 104 108 112 106 115 123 
Schweine kg 81 81 81 81 80 82 83 83 81 

GEFLOGEL 

Eingelegte Bruteler7l •tur Legehennenkoken I 000 164 152 209 198 151 171 204 200 109 
f~r l'!ast~Uhnerkuken 1 000 1 033 850 1 097 870 I 201 4 8 3 

•&etl ugelfl e1Sch8) 000 kg 817 832 668 765 713 717 40 40 29 

•HILCHERlEUGU~G 1 000 t 229 223 274 282 241 p 239 p 241 p 263 p 250 
daruntH •an Hol kerelen und Händler geliefert J 97 96 98 99 99 p 94 p 97 p 98 p 98 

*Mflchlelstung je Kuh und Tag kg 13,5 13,1 16,3 16,3 14,3 p 14,1 p 15,1 15,6 p 15,3 

•) Diese Positionen werden von allen Statistischen Landesli'lltern 1m "Zahlensplegel" veroHentl1cht 
1! nach dem Ereignisort 2) nach der Wohngemeinde der H.ltter 3) nach der Wohngemeinde des Verstorbenen 4) ohne Innerhalb der Gellletnde Umgezogene 
5 Bis Dezember 1984 lnlandtlere, ab Januar 1985 ln-und ~uslandtlere 6) etnschlteßllch Schlachtfette, jedoch Ohne Innerelen 7) ln Setrieben 11ft 
elnll!ll Fassungsven.ögen von I 000 und ~~~ehr Eiern 8) aus Schlachtungen Inlandischen Getlugels tn Schlachterelen tnlt einer Schlachtkapazltat von 
2 000 und nehr if ere11 111 Monat 
a) Dezeober b) Winterhalbjahr 1983/84 • 6 t) IIJnternalbJthr 1984/85 • 5 



NOCH: ,_,NATS- UHD YIUTELJAIIRESZAHLEN 

1983 1984 

Monats­
dun:hscllnttt 

PRODUZIERENDES GEllERBE 

VERAA EITEllOtS GEilER EI) 

•aes häftfgte (etnschlleßllch tnlger Inhaber) 1 000 166 
114 darunter •Arbeiter und gewerbl tcll Auszubildende I 000 

*Gelefsltlt Arbeiter unden 

• Lohnsumme 

Auftragseingang ausgew•h1ter Wirtschartszweige 
aus dem Inland 
aus dem Ausland 

*UIIIsatz (otme Ulllsatzsteutr) 
lnlandSIIIIIUtz 

•.r.uslallds Satz 

I 000 16 254 

Hlll. DM 

Mtll. Oll 

MI 11, DM 
M111. DM 
11tl1. Oll 

Htll. DM 
Htll. 014 
11111. DH 

301,7 

202,7 

I 5~9 
I 071 

488 

2 84~ 
2 319 

529 

*Koh1everbrauch2) 1 000 t SKE 19 

40,2 •Gasverbrauch3) 
•sudt- und Kokereigas 
*Erd- und Erdo1gas 

*Hehölverbrauch4) 
*leichtes Hefzol 
•schweres ltelzo1 

•st roooverbrauch5) 

•stromerzeuqung (Industrielle Elg nerzeugung) 

•lnde• der lndustrlellen N~ttoprOduktfon Im 
produzlerend•n Gew~rbe 6) 

BAUHAUPTGEWERBE 1) 

•aeschaftlgte (einschließlich tatlger Inhaber) 

•Geleistete Arbeitsstunden 
darunter fUr 

•Wohnungsbauten 
•gewerbliche und Industrielle Bauten 
•ver ehrs- und öffentl fche Ballten 

*Lohns.Jfl'r.le 

•Gehaltssumc 

•B.Jugewerbllcher Umsatz (ohne Umsatzst~ver) 

AuftrtgselngangSI 

AUSBAUGEIIERBE9) 

Beschäftigte 

Geleistete Arbeitsstunden 

Lohn· und Ce~a I tssu.1111e 

•usbaugewerbllcner lb:Jutz (ohne Umsatzsteuer) 

OFFENTUCHE ENERGI EVERSORGUIIGIO) 

•strOIIII!rzeugung (bl'li to) 

•strDII!Verbra•ch (einschließlich Verluste, 
o~ne Pumpstroaovtrbreuch) 

•Gaserzeugung (brutto) 

KANm/ERK (Meßzahlen)lll 

11111. 111 1 

11111. 111 1 

Kill. 111 1 

I 000 t 
I 000 t 
I 000 t 

Kill. tWh 

Hili. kWh 

1980 ; 100 

I 000 

I 000 
I 000 
I 000 

Hlll. OH 

Hili. OH 

11111. DM 

Kill. OH 

66 
8 

57 

222 

25 

92,4 

49 160 

5 473 

2 346 
I 176 
I 765 

112,1 

19,2 

3/6,1 

247,6 

A~zah1 7 998 

1 oou 940 

Mlll. DM 19,1 

MI 11. DM 56,0 

11111. kill! 959 

816 

H111. •' 

•Beschdtfgte (elnschlleßltch tattger Inhaber) 
aot Ende des VIerteljahres 30.9.1976 ._ 100 101,3 

134,0 *\bsatz (ohne Umsatzsteuer) Vj.-0 1976 ;- 100 

165 
113 

l6 139 

306,1 

207,1 

I 647 
I 143 

503 

3 020 
2 346 

674 

19 

39,5 

80 
9 

70 

236 

24 

101,8 

47 249 

51&6 

2 155 
1 119 
1 749 

108,4 

19,7 

364,1 

209,2 

8 083 

970 

20,1 

59,2 

1 842 

861 

101,8 

135,0 

April 

162 
111 

15 495 

294,6 

197,4 

1 435 
939 
446 

2 902 
2 250 

653 

21 

39,9 

83 
8 

11 

236 

19 

107,8 

48 266 

5 402 

2 300 
1 185 
1 718 

114,0 

18.8 

314,6 

242,2 

7 723 

869 

18,0 

15,7 

1 920 

8Z8 

1984 

163 
112 

16 534 

297,7 

205,4 

I 463 
1 020 

443 

3 247 
2 447 

800 

19 

42,9 

19 
7 

72 

237 

18 

108,9 

18 369 

6 513 

2 767 
I 346 
2 214 

134,2 

19,8 

385,0 

286,5 

7 843 

980 

20,0 

52,2 

I 909 

801 

Juni 

164 
113 

15 593 

302,1 

212,5 

1 545 
1 075 

470 

3 014 
2 378 

636 

15 

38,6 

73 
6 

68 

230 

20 

105,2 

48 607 

5 760 

2 473 
1 207 
I 920 

115,5 

20,7 

391,5 

240,4 

1 928 

920 

20,8 

54,6 

I 697 

746 

164 
113 

16 223 

280,1 

198,7 

I 742 
I 183 

559 

3 063 
2 465 

598 

103,8 

38 521 

3 201 

1 313 
769 

1 080 

61,5 

16,0 

196,7 

236,0 

1 274 

B27 

16,6 

44,1 

I 998 

979 

2,Vj,84 1.Vj.85 

100,8 

132,8 

94,6 

102,0 

April 

164 
113 

16 111 

316,3 

210,1 

I 773 
1 O!i6 

111 

3 101 
2 407 

694 

237 

22 

107,2 

39 571 

4 259 

1 579 
921 

1 689 

86,1 

16,6 

237,2 

209,8 

1 334 

861 

17,5 

1 769 

862 

1985 

165 
113 

16 100 

320,0 

215,2 

1 803 
1 019 

784 

3 155 
2 423 

732 

248 

23 

39 866 

4 603 

I 682 
952 

1 864 

96,1 

17,4 

291,6 

231,3 

7437 

889 

18,6 

49,3 

Juni 

165 
114 

15 583 

315,8 

228,3 

1 718 
1 186 

532 

3 036 
2 363 

672 

237 

20 

2.Vj.85 

•) Diese Positionen W<]rden von allen StatiStischen Landesämtern 111 "Zahtenspfegel" veroffentlieht 
I) Betriebe 111ft 1111 allgemeinen 20 ulld rne~r Bescllaftlgten. Zur 11eth0Cie siehe SUththchen Bericht E I 1 2) 1 t Steinkohle ;- 1 t SKE • Stetnkohle-
El~heft (29 308 lU) 3) l 000 m• Gas (H0 ; 35,169 14.1/1111 ) ö 1,2 t SKE 4) I t He1zot, leicht • 1,46 t SKf, schwer; 1,40 t SKE 5) I 000 kllh Str011 
'"0,123 t SKE 6) ohne Ausbaugewerbe, Gas-, Fernwame- und Wasserversorgung 7) Ab lotarz 1985 vorläufige Ergebnisse. Zur MethOde siehe Statutischen 
BerichtE II 1 8) Nur Setrtlebe von l!nternetloen 11ft 20 und ~~~ehr Beschaftlgten 9) Zur Methode siehe Statistischen BerichtE 111 1 10) Quelle: Der 
Wlrtschafts•fnhter des Landes Schteswfg-llohtetn 11) ohne handwerk11the Nebenbetriebe 



IIOCH: MONATS- UNO YIERTELJAHRESZAHI.EII 

1983 1984 1984 1985 

Monats- April Hat Juni l!.lrz April Hat Junt 
durchschnitt 

BAIJTXTIGUIT 

8AUGENEHIIIGUNCtN 

•Wanngebliude (Errichtung neuer Gebäude) Anzahl 661 503 514 624 695 525 492 ~37 555 

darunter ml t 
•1 Wohnung Anzahl 483 385 364 483 562 439 392 442 471 
•2 Wohnungen Anzahl 107 73 83 83 76 ~9 74 67 55 

•Raumi nha 1 t 1 000 •• 687 4~8 573 574 587 381 377 40) 435 
•Wohnflliche I 000 111' 120 83 103 103 106 71 69 72 78 

•111 cht w•lllngebliude (Errichtung neuer Gebaude) Anzahl 171 122 133 160 142 96 109 137 129 

•Rauminhalt 1 000 m• 599 408 360 480 574 423 399 383 472 
*Nutz f1 liehe 1 000 ... 103 71 65 84 101 70 66 65 80 

•Wohnungen I nsgeslllt (alle BaumaSnatwen) Anzahl 570 I 075 I 314 314 339 914 191 938 949 

IWillEL UNO GASTGEllfR8E 

AUSFwllil 
•Ausfuhr Insgesamt 11111. 014 678,8 840,1 668,7 942,7 695,0 838,5 821,2 879,1 

davon GUter der 
•Ernlihrungswi rtscha ft Hili. Oll 115,4 129,6 132,2 136,9 129,3 139,9 135,1 148,7 

•gewerbl Iehen Wirtschaft Hill. Dll 563,4 710,5 536,5 805,7 565,7 698,6 686,1 730,4 
davon 

•Rohstoffe 1111!. Oll 12,8 18,4 19,4 18,8 18,4 21,6 21,0 16,8 
•H.!lbwaren Hili. DH 57,4 71,0 78,6 70,6 65,2 73,4 69,4 84,0 

•Fert1 gwdren Mlll. OH 493,2 621,1 438,5 716,4 482,1 603,5 S9S,6 629,f 
1avon 

•vorerzeu9n1sse 11111. 0:-t 64,3 85,4 71,1 92,0 98,5 \03,5 92,2 119,4 
•[nderzeugn1sse Mt II. Oll 428,8 535,7 367,4 624,4 383,6 500,0 503,4 510.2 

nach ausgewJhlten Verbrauchslandern 

•EG-Liinder Mtll. DM 295,1 346,5 341,1 383,0 342,7 406,7 311,0 396,8 
darunter Danl!lllark Mfll. Oll 57,1 73,6 72,3 96,0 76,0 78,3 88,0 76,9 

Niederlande Hili. Oll 64,2 70,8 74,5 67,7 60,4 93,5 74,3 98,4 
Fr~nkrelch Mfll. Oll !>5,2 62,6 64,2 66,0 68,6 77,5 66,0 68,4 
lUllen 11111. Oll 29,7 40,0 41,7 43,4 40,5 52,5 42,8 53,2 

INZELHAiiDELSU~TZE (He6zahl) 1980 lö 100 108,9 109,8 108,9 108,6 108,1 r 107,6 r 110,2 111,6 

•<OASTGEo'tRBEUIISXTZE (Meßzahl) 1980 lö 100 107,7 106,9 110,6 114,9 115,3 r 83,7 r 103,3 122,5 

HllMlltHVERKEI!R IN 8EHERBER~ nr.ssniTTU 
HIT 9 Uh'!l II:HR GXSTEBETTEH (etnst:hl. Jugendherbergen) 

*AnkUnlte 1 000 238 236 242 301 367 151 p 212 
darunter •von Auslandsgästen 1 000 22 23 25 26 33 14 p 23 

•Qbernachtungen 1 000 I 371 361 209 1 466 193 629 p 1 015 
darunter •von Auslandsgasten 1 000 42 42 45 49 59 26 p 40 

VERKEHR 

SEESCHIFFAifATI) 

Guterempfang 1 000 t 1 175 1 205 I 222 1 144 I 029 
GUterversand I 000 t 603 669 591 670 631 

BINHENSCJIIFFAIIAT 

* GUterempfang I 000 t 138 140 139 133 122 133 123 129 131 
*GUterversand 1 000 t 148 153 159 163 140 135 138 163 133 

•ZULASSUNGEN FABRIKIIWER I:.RAFTFAIIAZEUGE Anzahl 9382 8 855 11 920 11 299 1 507 11 ()().4 11 258 

darvnter Kraftrader 
(einschließlich Motorroller) Anzahl 432 342 973 682 414 707 792 

•Per5onentrart .. agen 2) Anzahl 8 253 7 894 10 137 9 861 6 382 9 S92 9 657 
*lostkraftwagen 

(elnschlleBlith 111t Spez1alaufbau) Anzahl 400 384 480 489 397 393 46Z 

STR~SSEH~ERKEKRS'UI•f lll.LE 

•Uni äll e 1111t Personenschaden Anzahl 1 533 1 472 366 709 I 772 I 086 I 201 p 1 600 p 1 ~55 
•Gt-totet, Personen Anzahl 43 37 31 38 46 21 30 p 38 p 39 
•verl etzte P•rsonen Anzahl 1 966 I 876 788 2 164 2 309 1 344 1 543 p 2 081 p 2 114 

•1 Diese Positionen werden von allen Statistischen Landes~mtern 111 'Zahlenspiegel' verdffentltcht 
1 ohnl! Eigengewichte d~r ah Verltehr51111ttel i• Fahrverkehr transportierten [lsenbahn- und StraßeMahrzeuge 
2 e1nsch11e811ch KOII1b1nltlonskrattwagen 





PREISE 

PREISINDEXZIFFERN IH BOPCESGEBIET 1980 ä 100 

Einfuhrpreise 

4us fuhrpref se 

Grundstor fprelse6) 

Erzeugerpreise 
gewerb 11 eher Produkte6 l 
landwlrtschaftl tch~r Produkte6} 

•Preisindex fur f.lohngebliude, Neubau, 
Bauleistungen 41!1 Gebäude 

EI nkaufsprelse ldndw1 rtsthaft1lcher BetriebSill tte 1 
(4usglbenindex} 6) 

Efnzelhande lsprelse 

•Preufndex für die Lebenshaltung 
aller privaten Haushai te 

darunter fUr 
•"an,.ung fttel, Getr .. nke, Tabotwaren 
Belleldun9, Schuhe 

Wohnungsmletrn 
Enerfte (ohne Kraftstoffe) 
II.:Sbe , Haushaltsgeräte u. •· Güter 

für c!le Haushaltsluhrung 

LOHNE U~O GEHXL TER 

- Effektivverdienste ln OH -

dTER IN 1/ID STRIE UN!l HOCH- IJHD TIEFBAU 

Bruttowochenverdienste 

•mannllche Arbeiter 
darunter •Facharbeiter 

•we iblich Arbeiter 
darunter •Ht lfurbelter 

ttostundenvudtenste 

*!ll<lnnltche Arb ter 
darunter •Facharbel ter 

"weibliche Arbeiter 
darunter •Hfl fsarbelter 

Beuhlte llochenarbeltnelt 

11änn1tcne Arbeiter fStunden) 
weibliche Arbeiter Stunden) 

A~G!:SlELlTE, BRUTTOMON~TSYEROIENSTE 

fn Industrie und Hoch- und Ttofbau 

Kaufm~nnlsche Angestellte 

*lllännltch 
*weiblich 

Tec;hntsthe Mgestellte 

*llliin~lfch 
•weiblich 

fn Handel, Kredit und Versteherungen 

Kaur•annfsthe Angestellte 

•mannllch 
•weiblich 

Technische Mgestellte 

Nnnlfch 
wtbltch 

in lndunrfo und Handel zus~Jr.en 

Kauf~~annlsche Angntellte 

llliMitch 
welblfc:h 

Technische Angestellte 

•~nn11ch 
we1bl Ich 

NOCH: l«liiATS- UHD YJERTELJAHIIESUHLEN 

1983 19a. 

Monats­
durchschnitt 

115,8 122,8 

112,3 116,2 

115,2 121,2 

115,8 119,2 
108,2 106,9 

111,2 114,0 

113,8 116,1 

113,2 115,6 

115,6 118,4 

114.3 116,0 
113,0 115,7 

115,6 120,0 
124,5 128,8 

113,7 115,9 

611 686 
697 113 
454 467 
435 446 

16,34 16,69 
17,07 17,45 
11,43 11,72 
10,97 11,23 

40 , 9 41,0 
39,6 39,8 

3 84C 3 981 
2 654 2 749 

3 ~5 4 114 
2 602 2 692 

3 185 3 265 
2 125 2 217 

3 119 3 255 
(I 914) {2 178) 

3 392 3 492 
2 270 2 363 

l 925 4 042 
? 520 2 654 

April 

120,5 

115,5 

119,8 

118,7 
111,3 

117 .o 
115,6 

118,1 

116,7 
115,1 

119,1 
127,7 

115 , 7 

675 
700 
459 
440 

16,59 
17,30 
11,59 
11,12 

40,7 
39,6 

3 9S4 
2 726 

4 052 
2 645 

3 254 
2 lq) 

3 183 
(2 081) 

3 476 
2 337 

l 977 
2 601 

)laf 

122,4 

116,0 

120,9 

118,9 
108,8 

114,2 

116,8 

115,8 

118,2 

116,8 
115,5 

119,4 
127,3 

115,8 

•) Diese Positionen loi•rden von allen Stathtlschen Landesa'"tern h• •zahlensplegeJ• veroffent11cht 

1985 

Juni Hdrz April Juni 

122,1 130,4 128,3 IZ7,7 

116,0 119,7 120,0 120,2 

120,9 125,8 124,5 124,3 

119,0 121,8 122,0 122,1 
111,2 104,3 p 103,5 p 103,2 

114 ,2 

116,7 116,9 116,7 p 116,1 

116,1 ll7,6 117,8 118,1 117,9 

118,6 120,9 121,1 121,2 121,3 

117,1 117 •• 118,0 118,1 117,8 
l15,S 117,8 118,0 118,1 118,1 

119,8 123,2 123,4 123,6 123,8 
121,9 136 , 7 133,9 132,2 131,0 

115,9 117,2 117,4 117,6 117 , 7 

684 
711 
480 
460 

11,01 
17,78 
12,18 
11,74 

40,2 
39,4 

4 118 
2 838 

4 239 
2 768 

3 369 
2 313 

3 372 
(2 032) 

3 605 
2 461 

4 166 
2 716 

I) Bestandszahlen bPI Kredite und Einlagen: Stand 31. 12. 2) Oft Angaben umfassen dte ln Schleswlg-Holsteln gele~enen Niederlassungen der zur 
110natl Iehen S1Janzstat 1st H berichtenden Kredit lnst ltute; ohne Landenentr~lbank, ohne die Kredt tgenossensthaften Ra I ffei sen), deren Bil annunue 
am 31. 12. 1972 weniger als 10 Mlll . C.!1 beLrug, so11le ohne die Postscheck- und Postsparkassen;imter 3) etnsc:hl1eßllth durc.hl•ufender Kredite 
4} nach Bertlchlchttgung der Einnahmen und 4Qs9aben aus der Zerlegung 5) nlth Abzug der GewerbesteuerUII1age 6) ohne l1111satz-(Mchrwert-)steuer 



Jahr 

I 0 

• 1 

1962 

983 

984 

Jahr 

1984 

Jahr 

19 0 
1981 

19 2 

1983 

1984 

Ja~r 

zumBau 
genetlllltgte 

1/~h-
u gen 1) 

ln 1 000 

18 
16 

13 

17 

12 

tns­
gesant 

I 22Q 

des 
Bunde.s 

4 530 

4 617 

4 57 

4 811 

4 846 

Wohnungswesen 

tert tggestell te 
Wohnungen 1) 

tns­
gua 

ln 1 000 

15 

14 

6 

111 
sozfalen 
Woll ngs­

bau 
ln S 

7 

10 

10 

Kfz r land 1111 1. 7. 

tw3) 

I~ I 000 

37 

des 
Land 

4 76Z 

4 732 

4 59 

174 

5 1 

I 022 

I 049 

der 
Geouelnden 

1 760 

1 7 

1 I 

1 895 

Be land 
an 

wo n n9en 
ln 

1 000 

1 10 

1 I 

I 140 

1 153 

I 170 

56 

6 

5S 

4 

54 

Ste er 
VOID 

Umsatz 

2 4 

Z« 
720 

z 666 

i s­
gesa•t 

6 137 

8 516 

8 132 

8 146 

10 081 

Unfalle 

17684 
17 427 

17 393 

18 94 

17 659 

Steuem6) 

s 
5 

5 546 

5 787 

Preis Indizes I Sundesgebiet 9SO - 100 

Erzeugerprel se8 l 

I 
~ 

bau 

Leb sh11tung 
1ller privaten 

Ha halte 

llanrungs­
mltte1. 

Getränke , 

JAIIRESZAIII.U I 

Ausfuhr 

in 
EG-tand r 

Mlll. OM 

2 837 

3 309 

3 486 

3 541 

4 158 

863 
I 209 

I 185 

118 

176 

von GUtern 
der 

gewerb­
lichen 

Wirtschaft 

4 964 

6 942 

6709 

6 161 

8 Sl't> 

F rellden~eM<ehr2 l 

Ankllnfte 

tns­
gcslllt 

2 976 

2 960 

2 888 

2 859 

2 832 

Auslands· 
gaste 

lns­
gesa t 

1n 1 000 

238 

281 

276 

270 

278 

Sozialhilfe 

22 748 

17 648 

16 949 

16 523 

16 328 

von 
Auslands­

gasten 

~22 

546 

502 

505 

498 

Spar-
-- elnlagen5l ---

Krtegs­
opf~r 

I ursarge 

Getotete 

523 

521 

485 

519 

442 

3 70 

3 37 

3 961 

4 116 

Verletzte 

22 904 

2 492 

22 399 

23 592 

n sts 

129 

79 

948 

926 

tndustr1~arb~1ter9 

Bruttowochenlo~n 

l'.anner Frauen 

am tns-
31 . 12. gesa t 

tn 
11111. OH 

13 928 

13 69 

14 5 
15 667 

16 231 

Ver­
Dr 'I 
st 

46 

522 

471 

474 

473 

658,3 

1 • 
,2 

863,5 

921,9 

815 

773 
4 

Z7 

759 

lo~ne nd Gehalter 

213,2 

242,1 

276,2 

298,S 

3 • 

61,0 

56,4 

6 • 

99,64 

Aufwand 
tn 

H111. ON 

49,7 

54,7 

60,5 

62,0 

64,8 

fund erte Schul n 

des 
Und s 

065 
145 

11 04 

12 S64 

13 768 

2 610 

2721 

2 843 

2 886 

2 949 

Inden und 
verbande 7) 

2 028 

2 110 

205 
2 220 

2 252 

Angestell le 1n 
Industrie 9) u d Ha el 

------------~~ 
BruttCIIIOilatsgehalt 

klufll.lnnl s~he 
Angestellte 

technlsclle 8ear.Jte Angestellte 
Angestellte A g BAT VIII 

_Ma_n_n_e_r--F-r-au_e_n ___ Ma_n_n-er- - (Inspektor) (Burokraft) 
gewerb­
licher 
Produkte 

landw1 rt­
sch•rt­
Heller 
Produkte Tabakwaren---------------------------------

-------
1980 
1981 

1982 
1983 

19114 

100 

107,8 

114.1 

ll5.8 

119,2 

100 
106,0 

109.8 

108,2 

1 o,9 

100 
105,9 

08,9 

111 , 2 

114,0 

100 

106,3 

111 . 9 

115,6 

118,4 

100 
104 ,8 

111 .3 

114,3 

116,0 

609 

633 
646 

671 

686 

400 

420 

437 

454 
467 

3 008 

3 178 
3 349 

3 392 

3 492 

Oll 

2 035 

2 158 

2 294 

2 270 

2 363 

3 490 

3 642 

3 SGS 

3 925 

4 042 

2 985 

3 111 

3 221 

3 284 
3 284 

2 210 

2 302 

2 384 

2 44Z 

2 454 

1) Errichtung neuer Gebaude 2) Bts 1980: I~ 156 8er1chtsgemetnden , Fremoenverkehrsjanre (jeweils 1.10 Dis 30.9.); ab 1981: tn Schleswlg-Holsteln , 
nur Seherbergungsstätten mit 9 und ~~~ehr Gastebetten, KalenaerJahre, elnschlleßllcn Klndernelme u~d Jugendherbergen; ab 1984: Ausländer e1nsch11eßlfch DDR 
3) efnschlleßlfth KOIDbfnatlonskrafh<agcn 4) einschließlich mtt Spezialaufbau 5) ohne Postspareinlagen 6) Quelle fur staatliche Steuern: Der 
Finanzminister des ta~des Schleswtg-Holsteln 1) e1nschlle lfch Ihrer lrankenhauser, aber ohne EtgenbctrlebP und ZweckverbandP 8) ohne 
Ullsatz-(llehrwert-)steuer 9) ef~schlleßllch Hoch· und Tiefbau 10) Endgehalt. Oie Angaben gelten fur Verheiratete mft elnea Kind 
1) Hochgere. hnctes Ergeb ls e er Reprasentath-Erheb ng 



KREISfREIE STADT 

fl{NSBURG 

KIEL 

LOBECK 

HEUMONSTER 

Kreis 

Hzgt, Lauenburg 

Nordfriesland 

Ostholstein 

Pinneberg 

Plön 

Rendsburg-Eck~mforde 

Schleswlg-Fl&nsburg 

Segeberg 

Steinburg 

Sto,.."rn 

Scnl ~swl 9-Hol st~fn 

klEISFREIE STADT 

Kreis 

tLENSBURG 

KIEL 

LOBECK 

NEUMONSTER 

01 thmarschen 

Hzgt. Lauenburg 

Nordfriesland 

Osthol steln 

Pinneberg 

Pliin 

Rendsburg-Eüemfilnle 

Sc.hleswlg-Flensburg 

Segeberg 

Steinburg 

Sto,.."rn 

Schleswlg-Holsteln 

klEISZAHLEN 

Bevlllhrung 111 31, 3 . 198S 
Bevo 1 kerungsveranderung 

111 Harz 1985 

Veraoderung gegenüber ObersthuB 
der 

Geboren~n 
oaer 

Gestorbenen 

insgesact VOt'IIOIIIt 

86 956 

245 238 

211 036 

78 642 

130 001 

157 794 

161 832 

195 313 

259 489 

llB 514 

247 490 

182 1560 

215 062 

127 682 

195 391 

2 613 100 

Setriebe 
ll!l 

- 0,1 

- 0,2 

- 0 , 1 

- 0,1 

+ 0,0 

- 0,0 

+ 0,0 

+ 0,0 

- 0,0 

• 0,0 

- 0,1 

+ 0,0 

• 0,0 

+ 0,0 

+ 0,0 

- 0,0 

30. 6. 1985 

69 

133 

139 

72 

75 

94 

55 

81 

186 

48 

122 

86 

168 

82 

14~ 

1 )5!; 

Yorjahres­
IIOnat I) 

tn I 

+ 0,4 

- 0,9 

- 1,5 

- 0,8 

- 0,4 

- 0,0 

+ 0,3 

• 0,3 

- 0,2 

~ 0,5 

• 0,2 

• o.o 

+ 0,4 

• 0,0 

+ 0,7 

0,1 

(-I 

- 51 

- 124 

- 110 

- 27 

- 77 

- 82 

- 43 

- 73 

- S6 

- 53 

- 78 

8 

• 39 

- ö7 

• 53 

• 941 

Verorbeltendes eiewerbell 

llesthitt 1 gtt ... 
30. 6. 1985 

8 725 

23 835 

21 239 

9 815 

6 651 

7 676 

3 122 

5 969 

20 130 

2 5S6 

10 14S 

5 104 

15 OS6 

9 086 

16 090 

165 199 

Wande­
rungs­
gew•nn 
oder 

verlost 
(-) 

- 285 

- 85 

- 46 

92 

12 

48 

140 

12 

86 

- 104 

62 

62 

113 

99 

207 

l.bsatz4) 
111 

Juni 1985 
11111. DM 

148 

345 

303 

102 

327 

99 

68 

108 

320 

33 

185 

135 

262 

22S 

374 

3 035 

Bevölke­
rungs­

zunahale 
oder 

-abnalwle 
(-) 

- 50 

- 409 

- 195 

- 13 

15 

- 70 

5 

67 

- 44 

33 

- 182 

54 

23 

46 

46 

- 734 

Straßenverhhrsunf alle 
11tt Personenschaden I• Juni 1985 

(vorl~uflge Zanlen) 

55 

170 

143 

55 

81 

83 

101 

154 

136 

81 

166 

103 

137 

83 

107 

1 655 

Getötete2) 

2 

4 

2 

5 

2 

7 

3 

39 

Kraft fahrzeugbestand 
1111 1. I. 1985 

1nsges..,t 

34188 

9S 766 

82 73!; 

34 878 

67 911 

76 447 

79 911 

87 384 

123 546 

57 484 

121 333 

91 679 

!14 957 

öl 308 

95 923 

Verletzte 

59 

203 

173 

65 

113 

103 

144 

206 

159 

123 

201 

134 

183 

114 

128 

2 114 

30 569 

85 940 

74 Z38 

30 979 

54 541 

66 007 

64 592 

14 836 

107 719 

48 438 

101 659 

74 425 

98 987 

SI 771 

84 Z74 

I 227 516 1 048 975 

1) nach dl!tll Gebietsstand vom 31. 3. 1985 2) einschließlich der Innerhalb von 30 Tagen an den Unfallfolgen verstorbenen Personen 
3) Betriebe mit Im allg~~~~e1nen 20 und toehr Beschaft19ten 4) ~nne lbsatzsteuer 5) e1nscnlfeßllch Kombinatfonskraftwagen 

AIIIIICrkung: Eine ausführliche Tabelle •tt ~refszahlen, die von allen Statistischen Landesamtern gebracht werden, erscheint 1n Heft!; und 11 



ZAHLEil F 0 R D 1 r BUNDESLXIIDER 

Bevo lkerung 
Arbe1ts...,rkt *VIehbest~nde am 30. 12. 1984 

Veränderung Rindvieh 3. 12. 1984 
gegen ber 

Arbe! ts lose Kurzarbe I ter offene Schweine 
Land llonats•ftte Stellen Insgesamt 

Mt lchkuh~ 4 Hai &:I 1111 tn I 000 Vl Vorjahres• 31. s. 1984 1985 31. 5. 1985 3. 4. 1985 Insgesamt (etnschl. 
1970 stand Zugkühe} 

tn S ln I 000 

Sch eswlg-Holsteln 2 613,8 + 4,8 • 0,1 110,7 10,6 3,2 I 746 l 627 545 

Hamburg I 592,4 • 11,2 • 1,1 88,2 10,4 3,4 8 13 3 
Niedersachsen 7 216,3 + 1,9 - 0,4 328,1 25,0 12,1 7 398 3 385 1 148 
Bremen r 665,6 - 7,9 - I, 7 39,5 3,8 1,7 8 17 5 
llordrhetn-öest fa 1 en 16 703,9 - 1,2 - 0,11 713,1 50,6 22,7 6 201 2 077 639 
Hessen 5 535,2 + 2,9 - 0,5 157,1 15,9 12,1 1 242 871 285 

Rhelnland-Pf a 1z 3 624.0 - 0,6 - 0, J 115,0 13,5 5,1 673 637 227 
Baden-Wurtte berg 9 241,1 + 3,9 - 0,0 198,2 52,3 24.5 2 326 1 841 677 
Bayem 10 957,5 + 4,6 - 0,1 308,2 38,5 24,2 4 313 5 148 2 028 
Surland 1 050,8 - 6,2 - 0,2 52,6 4,5 1,5 48 71 24 
Berl tn (West} 1 848,6 - 12,9 - 0,3 81,'3 3,2 4,9 3 l 0 

Bundesgebiet 61 049,3 + 0,7 • 0,4 2 192,6 228,4 115,4 23 965 15 688 5 582 

Verartleitendes Gewerbe I I llauhauptge .. crbe 3) Wohnungswesen 
Im 11.tr1 1985 

L411d Beschäftl9t~ 
lb:l>ill2) Bes~hllfl lgte ZUIII Jl4u ... I• April 1985 ... 31. 3. 1985 yeneh,.lgte oohnungen 

30. 4. 1985 

tn 1 000 Hili. Oll Aus1 andsu:osatz 1n I 000 je 1 000 Alluh l Je 10 ooo 
tn% E1nwohner E1nwohner 

S hleswtg-Holsteln 164 3 1D1 22 39 15 914 3,5 

Hamburg 138 7 901 Jl 22 14 231 1.5 
lll edersachsen 627 12 738 34 104 14 2 206 3,1 
Br n 75 I 693 35 10 16 7B 1,2 
hordrhetn-llestfa len 1 932 35 352 29 227 14 4 503 2,7 
Hessen 609 9 313 31 86 16 I 681 3,0 

Rhefnhnd·Pfalz 361 7 183 38 61 17 1 814 5,0 
Baden-Warttemberg 1 378 21 311 32 177 19 4 4~6 4,8 
Bayern 1 289 19 811 34 186 17 4 952 4,5 
Saarland 138 2 246 36 17 16 253 2,4 
Berltn (West) 161 3 695 15 32 17 390 2.1 

B nd~sgeblet 6 873 124 345 30 961 16 21 428 3,5 

StraßenvcrkP~rsunfa 11 e4) Steuere! nna~men •Brut tot nl andsprodukt 1984 
M1t Personenschaden Im April 1985 an 

Spar-
etnhgen des des der Anteil 

tn Preisen 
land S) Landes Bundes Gemctnden Mrd. DM des von 1~76 Verun- am in produzle- je 

Unfalle Cietbtete Verletzte glu~kte 30.4. Jt- renden Erwerbs-Je 100 1985 1111 I. Vierteljahr 1985 wolligen Gewerbes 
tc1tl~n Unfalle ln Oll Preisen 6) Bund• 00 je Efnw. ln OM je Einwohner ln ; 

Schleswlg-Hol stetn 1 201 30 I 543 131 6 215 530 490 62 41,2 96 

Kamburg 822 8 1 041 128 9 491 711 3 066 80 29.2 138 
NIedersachsen 3 096 92 3 982 132 7 851 525 452 172 44,2 92 
Br ~ 307 7 354 118 8 993 643 1 684 24 37,1 109 
N rdrhcfn-Westfalen 6 584 143 8 281 128 8799 583 885 471 46,2 104 
Hessen 2 541 58 3 217 129 9 388 645 870 170 35,6 104 

Rhefnland-Pfalz 1 529 34 2 015 134 8 842 542 569 92 48,B 96 
Baden-IIUrt temberg 3 843 111 5 162 137 9 622 646 799 274 51,4 97 
Bayem 4 859 135 6 511 137 9 725 585 692 304 44,6 92 
Surland 422 7 559 134 8 363 509 596 27 48,7 94 
eer11n {West) 1 110 6 l 344 122 8 259 532 1 240 66 44,2 112 

BundesgebIet 26 314 631 34 009 132 8 919 590 821 743 44,5 100 

•) All dieser Stelle erscheinen abW<!~hselnd Angaben uber Vfehbestlinde, Kfz-Bestand und Bruttofnlondsprodukt 
1~ Betriebe 11ft 1111 •llgemetnen 20 und ~~~rhr Beschaftfgten 2} ohne Ums•tzsteuer 3) Vorlauftge Werte 
4 Schleswtg-Holsteln endgUltlge, u'brtge Lander vorlauflge Zihlen 6) ohne Poshpirelnlagen 6) einsenließlieh Ltnd- und Forstwtrts~h•ft, Tierhaltung 
und Ftscheret •n der Bruttowertschopfung der Bereiche 

Gedruckt 1111 Shtfstlschen lindeuont Schleswtg-lto1steln 
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05447 SWLASH Entwicklung im Bi ld 8 
Ersehe nt '"' rnonolllchen Wechsel mo1 Teol A Bevöll<erung (Bevöll erungssland, notOll :l'o BeYÖil<efu~ ~. Wa~'lQ), Ar1>enerve<doons1e, AtbOllllose 

Prllillndex def ~ung 1m~~ Slt>ulllllln"'lhmen 

Verarbeitendes Gewerbe* 
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1984 1985 
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